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Ordnung für den Masterstudiengang 
„Unternehmens- und Steuerrecht“ 

(Master of Laws, LL.M.)  
an der Juristischen Fakultät der Univer-
sität Potsdam (StudienO Masterstudium 

„Unternehmens- und Steuerrecht“) 
 

Vom 1. Juli 2009 
 
Der Fakultätsrat der Juristischen Fakultät der Uni-
versität Potsdam hat auf der Grundlage des § 70 
Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. §§ 69 Abs. 1 S. 2, 89 des 
Brandenburgischen Hochschulgesetzes (BbgHG) 
vom 18. Dezember 2008  (GVBl. I/08, S. 318), 
zuletzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 
3. April 2009 (GVBl. I/09, S. 26, 59), der Ordnung 
für das Bachelor- und Masterstudium an der Uni-
versität Potsdam vom 23. April 2009, AmBek so-
wie der Rahmenordnung für die Erstellung von 
Zulassungsordnungen für die nicht lehramtsbezo-
genen Masterstudiengänge an der Universität Pots-
dam vom 14. Mai 2009, AmBek Nr. 8/2009 S. 149, 
am 1. Juli 2009 folgende Satzung erlassen:1 
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I. Allgemeines 
 
§ 1 Geltungsbereich und Inhalt 
 
(1) Diese Ordnung („Studienordnung“) gilt für den 
Masterstudiengang „Unternehmens- und Steuer-
recht“ (Master of Laws, LL.M.) der Juristischen 
Fakultät der Universität Potsdam („Studiengang“). 
 
(2) Die Studienordnung regelt die Auswahl und 
Zulassung der Bewerberinnen und Bewerber zum 
Studiengang sowie Inhalt, Aufbau und Prüfungen 
des Studiengangs. 
 
 
§ 2 Ziel des Studiengangs, Abschlussgrad 
 
(1) Der stärker anwendungsorientierte nichtkonse-
kutive Studiengang verfolgt das Ziel, Juristinnen 
und Juristen mit dem ersten oder zweiten Staatsex-
amen sowie Absolventinnen und Absolventen fach-
naher Studiengänge wirtschafts- und steuerrechtli-
che Kenntnisse in einer an die Bedürfnisse der 
juristischen Beratungspraxis angepassten Weise zu 
vermitteln und zu vertiefen. Die Lehrveranstaltun-
gen sollen wissenschaftlich und zugleich praxisori-
entiert gestaltet werden. Die Teilnehmer/innen 
sollen hierdurch für eine Tätigkeit in wirtschafts-
rechtlich spezialisierten Kanzleien und in Unter-
nehmen vorbereitet bzw. weiterqualifiziert werden. 
 
(2) Nach dem erfolgreichen Abschluss des Studien-
gangs verleiht die Universität Potsdam über die 
Juristische Fakultät den akademischen Grad „Mas-
ter of Laws“, abgekürzt „LL.M.“. 
 
(3) Aufbau und Durchführung des Studiengangs 
sollen die bestmögliche Vereinbarkeit von Kind, 
Familie und Studium sowie ein berufsbegleitendes 
Studium ermöglichen. 
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§ 3 Prüfungsausschuss 
 
(1) Für den Studiengang bestellt der Fakultätsrat 
der Juristischen Fakultät einen Prüfungsausschuss, 
dem Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer des Fachs, eine akademi-
sche Mitarbeiterin bzw. ein akademischer Mitarbei-
ter und eine Studierende bzw. ein Studierender 
angehören. Die Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer muss über die Mehrheit der 
Sitze verfügen. 
 
(2) Die Amtszeit des Prüfungsausschusses beträgt 
zwei Jahre, die des studentischen Mitgliedes ein 
Jahr. Eine Wiederwahl ist möglich. Die Mitglieder 
des Ausschusses üben ihr Amt nach Ablauf einer 
Amtsperiode weiter aus, bis die Nachfolger ihr Amt 
angetreten haben. Der Fakultätsrat kann mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder vor Ablauf der Amtszeit 
einen neuen Prüfungsausschuss bestellen. 
 
(3) Der Prüfungsausschuss wählt aus dem Kreise 
der ihm angehörenden Hochschullehrer/innen ei-
ne/n Vorsitzende/n und ihre/n bzw. seine/n Stellver-
treter/in. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit 
gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der/des Vorsitzenden. Der Ausschuss ist 
beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder, darunter die/der Vorsitzende oder ihr/e 
bzw. sein/e Stellvertreter/in, anwesend ist. Über die 
Sitzungen des Ausschusses wird Protokoll geführt. 
Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäfts-
ordnung geben. 
 
(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die 
Bestimmungen dieser Studienordnung eingehalten 
werden, entscheidet in Zweifelsfragen zu Ausle-
gungsfragen der Ordnung und gibt Anregungen zu 
ihrer Reform. Der Prüfungsausschuss ist insbeson-
dere zuständig für: 
1. Entscheidung über Anträge von Studierenden 

oder Lehrkräften bezüglich der Anwendung der 
Ordnung für den jeweiligen Studiengang. 

2. Einordnung der Lehrveranstaltungen in Modu-
le und Festlegung der Anzahl der Leistungs-
punkte (Beurteilungsgrundlage ist dabei der 
Vorschlag der jeweiligen Lehrkraft). 

3. Festsetzung der Teilnehmerzahl der jeweiligen 
Lehrveranstaltung (Grundlagen sind dabei der 
Vorschlag der jeweiligen Lehrkraft und die 
Zahl der zu erwartenden Anmeldungen). 

4. Besetzung der Zulassungskommission für den 
Masterstudiengang. 

5. Die Bestellung der Modulbeauftragten. 
6. Die Aktualisierung und Veröffentlichung der 

Modulbeschreibungen (Modulhandbuch). 
7. Einen regelmäßigen Bericht an die Fakultät 

über die Erfahrungen mit der Anwendung der 
Ordnung und gegebenenfalls Vorschläge zu ih-
rer Reform.  

8. Anerkennung und Anrechnung von Studien-, 
Graduierungs- und Prüfungsleistungen. 

(5) Der Prüfungsausschuss kann durch Beschluss 
Zuständigkeiten auf die/den Vorsitzende/n und 
deren/dessen Stellvertreter/in übertragen. Übertra-
gene Entscheidungen werden auf Antrag der betrof-
fenen Person dem Prüfungsausschuss zur Entschei-
dung vorgelegt. 
 
(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und 
deren Stellvertreter/innen sind zur Amtsverschwie-
genheit verpflichtet. Sofern sie nicht dem öffentli-
chen Dienst angehören, sind sie durch die Vorsit-
zende bzw. den Vorsitzenden entsprechend zu ver-
pflichten. 
 
 
§ 4 Leistungspunkte, Module, Modulbeauf-

tragte 
 
(1) Das Leistungspunktsystem ist ein formaler Me-
chanismus zur Gliederung, Berechnung und Be-
scheinigung des Studienaufwands. 
 
(2) Leistungspunkte (LP) sind zählbare Einheiten 
zur Darstellung erbrachter zeugnisrelevanter Leis-
tungen. Zu einem LP gehört die folgende Informa-
tion: 
-   Lehrveranstaltung bzw. Modul, in der bzw. in 

dem er erbracht wurde, 
-  ggf. Benotung gemäß § 21,  
- Form der Erbringung und Thema. 
 
Ein LP stellt dabei den Gegenwert einer erbrachten 
Lernleistung sowie den Nachweis der Erlangung 
einer festgesetzten Qualifikation dar. Leistungs-
punkte sind stets ganze Punkte. 
 
(3) Ein LP entspricht einem durchschnittlichen 
studentischen Arbeitsaufwand von 30 Stunden. Für 
ein Semester sind entsprechend dem European 
Credit Transfer System (ECTS) in der Regel 30 LP 
vorgesehen. Bei der Berechnung des Arbeitsauf-
wandes wird neben der regelmäßigen und aktiven 
Teilnahme an den Lehr- und Lernformen, die zu 
einem Modul gehören, auch die gesamte Vor- und 
Nachbereitung des Lehrstoffes, die Vorbereitung 
und Ausarbeitung von eigenen Beiträgen, die Vor-
bereitung auf und die Teilnahme am Leistungser-
fassungsprozess während des gesamten Semesters 
eingerechnet. 
 
(4) Module sind in sich abgeschlossene abprüfbare 
Einheiten, die die Stoffgebiete thematisch und zeit-
lich abgerundet zusammenfassen. Ein Modul um-
fasst im Regelfall Inhalte eines einzelnen Semesters 
oder eines Studienjahres. In besonders begründeten 
Fällen, insbesondere wenn das Studium als Teil-
zeitstudium erfolgt, kann sich ein Modul auch über 
mehrere Semester erstrecken. 
 
(5) Der Prüfungsausschuss bestimmt für jedes Mo-
dul eine/n Modulbeauftragte/n. Der/die Modulbe-
auftragte ist Ansprechpartner für den Prüfungsaus-
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schuss, die Fakultätsverwaltung sowie für Lehrkräf-
te und Studierende in allen allgemeinen Fragen des 
betreffenden Moduls. 
 
(6) Der/die Modulbeauftragte soll vor allem folgen-
de Aufgaben wahrnehmen: 
- Entwicklung des Moduls im Zusammenwirken 

mit den übrigen Lehrkräften; 
- Koordination des Studienangebotes sowie 

Sicherung einer angemessenen Einbindung des 
Moduls in das Projektstudium sowie in die Er-
stellung von Masterarbeiten; 

- Koordination von studienbegleitenden Prüfun-
gen, wenn mehrere Lehrkräfte beteiligt sind; 

- Planung und Steuerung des Einsatzes von 
Lehrkräften, insbesondere von Lehrbeauftrag-
ten; 

- Betreuung und Beratung der Lehrkräfte im 
laufenden Lehrbetrieb. 

 
 
II. Zulassung zum Studium 
 
§ 5 Zuständigkeit 
 
(1) Für das Auswahl- und Zulassungsverfahren zum 
Studiengang ist der Prüfungsausschuss (§ 3) zu-
ständig.  
 
(2) Der Prüfungsausschuss kann bei Bedarf Profes-
soren/Professorinnen und qualifizierten Mitarbei-
tern/Mitarbeiterinnen der Juristischen Fakultät, die 
nicht Mitglieder des Prüfungsausschusses sind, zur 
Durchführung des Auswahlverfahrens einzelne 
Aufgaben übertragen. 
 
 
§ 6  Zugangsvoraussetzungen 
 
(1) Zugangsvoraussetzung ist  
a)  ein abgeschlossenes wissenschaftliches juristi-

sches Hochschulstudium an einer deutschen 
Hochschule oder gleichgestellten Einrichtung 
mit einem Staatsexamen bzw. der ersten juristi-
schen Prüfung (§ 5 Abs. 1 des Deutschen Rich-
tergesetzes - DRiG oder 

b)  ein nach Buchstaben a) vergleichbarer erster 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss an 
einer ausländischen Hochschule. 
 

(2) Zum Masterstudium zugelassen werden kann 
auch, wer an einer deutschen Hochschule oder 
gleichgestellten Einrichtung  
a)  ein wirtschaftswissenschaftliche Hochschul-

studium mit einem Bachelor, Master, Magister 
oder Diplom oder 

b)  ein rechts- oder wirtschaftswissenschaftliches 
Zweifachstudium mit einem nach Buchstabe a) 
gleichwertigen Abschluss berufsqualifizierend 
oder 

c)  ein nach Buchstabe a) oder b) vergleichbaren 
Hochschulabschluss an einer ausländischen 

Hochschule berufsqualifizierend abgeschlossen 
hat  

und juristische Studienleistungen in einem Umfang 
von mindestens 30 Leistungspunkten nachweist 
oder über einschlägige Berufserfahrungen von 
mindestens einem Jahr verfügt. 

(3) Bei der Feststellung der Gleichwertigkeit  der 
nach Absatz 1 b) und Absatz 2 c) vergleichbaren 
ausländischen Hochschulabschlüsse sind die von 
der der Kultusministerkonferenz gebilligten Äqui-
valenzvereinbarungen zu beachten. Bei fehlender 
Gleichwertigkeit kann der Prüfungsausschuss Auf-
lagen zur Angleichung des Wissensstandes be-
schließen. 
 
(4) Über das Vorliegen der Zugangsvoraussetzun-
gen gemäß den Absätzen 1 und 2 entscheidet der 
Prüfungsausschuss. Er kann Auflagen zur Anglei-
chung des Wissensstandes beschließen. 
 
(5) Die Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen 
begründet keinen Anspruch auf Zulassung zum 
Studiengang. Übersteigt die Zahl der Bewer-
ber/innen die Anzahl der verfügbaren Studienplät-
ze, findet ein Zulassungsverfahren gemäß § 8 statt. 
 
 
§ 7 Bewerbungsfristen und -unterlagen 
 
(1) Die Bewerbung für den Studiengang ist zum 
Winter- und zum Sommersemester möglich. Die 
Bewerbungsfrist für das Wintersemester endet am 
1. Juni des entsprechenden Jahres, die für das 
Sommersemester am 1. Januar des entsprechenden 
Jahres. 
 
(2) Die vollständigen Bewerbungsunterlagen müs-
sen bis zum Ende der Bewerbungsfrist (Ausschluss-
frist) formgerecht bei der Universität Potsdam ein-
gegangen sein. Maßgeblich ist der Tag des An-
tragseinganges, nicht das Datum des Poststempels. 
Fällt das Ende der Frist auf einen Sonntag, einen 
gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend, ver-
längert sie sich nicht bis zum Ablauf des nächstfol-
genden Werktages (§ 31 Abs. 3 Satz 2 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Branden-
burg). 
 
(3) Folgende Bewerbungsunterlagen sind einzurei-
chen: 
a)   Ein vollständig ausgefüllter Zulassungsantrag. 
b)  Eine Kopie des Abschlusszeugnisses des Erst-

studiums gemäß § 6 Abs. 1 und 2 oder ein ge-
eigneter vorläufiger Nachweis über die im 
Erststudium erbrachten Noten.  

c)  Eine Kopie des Diploma Supplement oder 
eines anderen geeigneten Nachweises der 
Hochschule über alle Leistungen, die bis zum 
ersten berufsqualifizierenden Abschluss er-
bracht wurden. Der Nachweis muss die ent-
sprechenden Benotungs- und Leistungspunkt-
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informationen enthalten. Wurden die Leistun-
gen an einer anderen Hochschule als der Uni-
versität Potsdam erbracht, sind Informationen 
über Form, Inhalt und Prüfungsmodalitäten 
derjenigen Lehrveranstaltungen beizulegen, in 
denen die Leistungspunkte erworben wurden. 

d)  Bei Bewerber/innen, deren Muttersprache nicht 
Deutsch ist, der Nachweis von Deutschkennt-
nissen entsprechend der Deutschen Sprachprü-
fung für den Hochschulzugang oder eines 
gleichwertigen anderen Nachweises. 

e)  Ein tabellarischer Lebenslauf in deutscher oder 
englischer Sprache. 

f)  Ggf. formgebundenen Härtefallantrag und zum 
Nachweis geeignete Unterlagen (Merkblatt 
zum Härtefallantrag für ein Masterstudium be-
achten). 

g)  Eine Erklärung gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1 der 
Immatrikulationsordnung der Universität Pots-
dam, dass bisher an keiner deutschen oder aus-
ländischen Hochschule eine Masterprüfung in 
dem betreffenden Studiengang oder einem 
verwandten Fach endgültig nicht bestanden 
oder eine Masterprüfung in einem entspre-
chenden Studiengang bereits bestanden wurde, 
sowie eine Erklärung, dass sich der Bewer-
ber/die Bewerberin an keiner deutschen oder 
ausländischen Hochschule in einem laufenden 
Prüfungsverfahren in einem solchen Studien-
gang befindet. 

 
Nachweise über weitere relevante Qualifikationen 
können beigelegt werden. 
 
 
§ 8 Zulassungsverfahren 
 
(1) Am Zulassungsverfahren nimmt nur teil, wer 
a)  sich frist- und formgerecht um einen Studien-

platz beworben hat und 
b)  die Zugangsvoraussetzungen gemäß § 6 erfüllt. 
 
(2) Von der festgesetzten Zulassungszahl für den 
Studiengang sind 2 vom Hundert für die Zulassung 
von Fällen außergewöhnlicher Härte vorzusehen. 
Diese Studienplätze werden auf Antrag an Bewer-
berinnen und Bewerber vergeben, für die es eine 
außergewöhnliche Härte bedeuten würde, wenn sie 
für den Studiengang keine Zulassung erhielten. 
Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn in der 
eigenen Person liegende gesundheitliche, soziale 
oder familiäre Gründe die sofortige Aufnahme des 
Masterstudiums zwingend erfordern. Die Rangfolge 
der Vergabe wird durch den Grad der außerge-
wöhnlichen Härte bestimmt. 
 
(3) Ist der Nachweis des Studienabschlusses gemäß 
Absatz 1 aus Gründen, die die Bewerberin bzw. der 
Bewerber nicht zu vertreten haben, bis zum Ablauf 
der Bewerbungsfrist nicht beizubringen, kann eine 
Zulassung unter der Auflage erfolgen, den Nach-
weis über den Studienabschluss oder gleichwertige 

Studien- und Prüfungsleistungen spätestens bei der 
Immatrikulation zu führen. 
 
(4) Nach Feststellung des Vorliegens der Zugangs-
voraussetzungen wird geprüft, ob die Zahl der Be-
werbungen, die den Zugangsvoraussetzungen ge-
mäß § 6 entsprechen, die Menge der verfügbaren 
Plätze übersteigt. Ist dies der Fall, werden die Stu-
dienplätze wie folgt vergeben: 
a)  Auswahl nach Härtefallgesichtspunkten. 
b)  Es wird eine Rangliste gemäß § 9 gebildet 
c)  Bei Ranggleichheit entscheidet das Los über 

die Rangfolge. 
 
 
§ 9 Rangliste 
 
(1) Übersteigt nach der Berücksichtigung der Härte-
fälle die Zahl der Bewerbungen, die die Zugangs-
voraussetzungen gemäß § 6 erfüllen, die Menge der 
für den Studiengang verfügbaren Plätze, wird für 
die Zulassung eine Rangliste gebildet. Die Rang-
folge der Bewerber/innen ergibt sich aus der Art 
und Anzahl der bereits vorhandenen Abschlüsse 
und der Anzahl der zugewiesenen Punkte. Die Be-
rechnung der Punkte richtet sich nach den Absätzen 
3 und 4. 
 
(2) Die Listenplätze werden wie folgt vergeben: 
a)  Zunächst werden die Bewerber/innen berück-

sichtigt, die über die Befähigung zum Richter-
amt (Zweites Juristisches Staatsexamen gemäß 
§ 5 Abs. 1 DRiG oder vergleichbarer ausländi-
scher Abschluss) verfügen. 

b)  Anschließend werden die Bewerber/innen mit 
erfolgreich abgeschlossenem rechtswissen-
schaftlichen Studium (Erstes juristisches 
Staatsexamen bzw. erste juristische Prüfung 
gemäß § 5 Abs. 1 DRiG oder vergleichbarer 
ausländischer Abschluss) berücksichtigt. 

c)  Anschließend werden die sonstigen Bewer-
ber/innen berücksichtigt. 

 
(3) Innerhalb der in Absatz 2 a) bis c) genannten 
Gruppen wird die Gesamtnote des jeweiligen Ab-
schlusses für den Listenplatz der Bewerberin bzw. 
des Bewerbers mit folgender Punktzahl berücksich-
tigt: 
a)  Bei Abschlüssen, die nach der „Verordnung 

über eine Noten- und Punkteskala für die erste 
und zweite juristische Prüfung“ vom 3. De-
zember 1981 in der jeweils aktuellen Fassung 
bewertet worden sind: Beginnend mit 28 Punk-
ten für die Note „sehr gut“ (= 18,0 Notenpunk-
te) wird pro halben Notenpunkt weniger ein 
Punkt abgezogen bis zur Note „ausreichend“ 
(= 4,0 Notenpunkte), für die kein Punkt mehr 
vergeben wird. 

b)  In den übrigen Fällen: Beginnend mit 30 Punk-
ten für die Note „sehr gut = 1,0“ wird pro 
Zehntelnote mehr ein Punkt abgezogen bis zur 
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Note 4,0, für die kein Punkt mehr vergeben 
wird. 

 
(4) Weitere Qualifikationen werden mit je 3 Punk-
ten, insgesamt aber mit nicht mehr 9 Punkten, be-
rücksichtigt. Weitere Qualifikationen können sein: 
a)  Studien- und Forschungsaufenthalte im Aus-

land, Praktikums- und Berufserfahrung, wenn 
der/die Bewerber/in darlegen kann, in welchem 
Zusammenhang diese zum geplanten Master-
studium stehen, 

b)  herausragende fachliche Leistungen (Aus-
zeichnungen, Preise) des Bewerbers bzw. der 
Bewerberin, die eine besondere Forschungs- 
und Lehrleistung erwarten lassen, 

c)  besonderes gesellschaftliches Engagement. 
 
(5) In einem Nachrückverfahren zu besetzende 
Studienplätze werden vom Prüfungsausschuss aus-
schließlich entsprechend der Position in dieser 
Rangliste besetzt. 
 
 
§ 10 Zulassungsbescheid, Abschluss des Ver-

fahrens 
 
(1) Diejenigen Bewerber/innen, die zugelassen 
werden können, erhalten vom Prüfungsausschuss 
einen schriftlichen Zulassungsbescheid. 
 
(2) Im Zulassungsbescheid wird ein Termin festge-
legt, bis zu dem sich die Bewerber/innen beim 
Studierendensekretariat immatrikulieren müssen. 
Wird die Immatrikulation nicht fristgerecht vollzo-
gen, wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf 
diese Rechtsfolge ist im Zulassungsbescheid hin-
zuweisen. 
 
(3) Diejenigen Bewerber/innen, die nicht zugelas-
sen werden können, erhalten einen Ablehnungsbe-
scheid, in dem der erreichte Rangplatz und der 
Rangplatz der zuletzt zugelassenen Bewerberin 
bzw. des zuletzt zugelassenen Bewerbers aufgeführt 
sind. Der Ablehnungsbescheid ist mit einer Rechts-
behelfsbelehrung zu versehen.  
 
(4) Die Zulassungsverfahren enden am 30. Septem-
ber für das Wintersemester und am 31. März für das 
Sommersemester. Danach noch verfügbare Stu-
dienplätze können auf formlosen Antrag an den 
Prüfungsausschuss durch Los an gemäß § 6 geeig-
nete Bewerber vergeben werden. Die Antragsfrist 
hierfür beginnt jeweils am 30. September für das 
Wintersemester bzw. am 31. März für das Sommer-
semester und endet innerhalb von zwei Wochen mit 
dem Abschluss des Verfahrens. 
 
 
 
 
 

III. Aufbau des Studiengangs 
 
§ 11 Gliederung des Studiums 
 
(1) Der Studiengang besteht aus drei Pflichtmodu-
len und vier Wahlpflichtmodulen. Von den Wahl-
pflichtmodulen müssen zwei belegt werden. Das 
individuelle Studium gliedert sich somit in insge-
samt fünf Module (3 Pflichtmodule, 2 Wahl-
pflichtmodule).  
 
(2) Pflichtmodule sind: 
a)  P 1: Handels- und Gesellschaftsrecht 
b)  P 2: Steuerrecht 
c)  P 3: Gewerblicher Rechtsschutz 

 
(3) Wahlpflichtmodule sind: 
a)  W 1: Bilanz- und Bilanzsteuerrecht 
b)  W 2: Internationales Wirtschaftsrecht 
c)  W 3: Wirtschafts- und Steuerstrafrecht 
d)  W 4: Streitbeilegung und Mediation 
 
(4) Jedes Modul besteht aus mehreren Veranstal-
tungen und wird mit einer Modulprüfung gemäß § 
18 abgeschlossen. Inhalt und Umfang der einzelnen 
Module ergeben sich aus dem Modulkatalog, der 
dieser Ordnung als Anlage 1 beigefügt ist. 
 
(5) Die Belegung der beiden Wahlpflichtmodule 
erfolgt mit dem Antrag auf Zulassung zum Stu-
diengang. Ein Wechsel kann nur einmal und nur für 
eines der beiden gewählten Wahlpflichtmodule 
erfolgen. Die Regelung des § 24 Abs. 2 bleibt unbe-
rührt. Der Wechsel ist schriftlich beim Prüfungs-
ausschuss zu beantragen. Der Antrag muss bei der 
Zulassung für den Studiengang zum Sommersemes-
ter bis zum 30. April des entsprechenden Jahres und 
bei der Zulassung für den Studiengang zum Winter-
semester bis zum 31. Oktober des entsprechenden 
Jahres bei der Universität Potsdam eingehen (Aus-
schlussfristen). Für die Frist gelten die Bestimmun-
gen des § 7 Abs. 2 sinngemäß. 
 
(6) Der Studienaufwand wird durch Leistungspunk-
te (LP) erfasst. Die Vergabe der Leistungspunkte ist 
an den Nachweis von Prüfungsleistungen geknüpft, 
die durch die Modulprüfungen und die Masterarbeit 
einschließlich der mündlichen Prüfung zu erbringen 
sind. Insgesamt können in dem Studiengang 90 LP 
erworben werden. 
 
 
§ 12 Dauer des Studiums, Teilzeitstudium 
 
(1) Die Regelstudienzeit des Studiengangs beträgt 
einschließlich der Zeiten für die Erstellung der 
Masterarbeit drei Semester. 
 
(2) Studierende, die insbesondere wegen Berufstä-
tigkeit oder wegen der Betreuung ihrer Kinder oder 
Angehörigen nicht in der Lage sind, ein Vollzeit-
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studium zu betreiben, können den Studiengang 
auch in Teilzeitform absolvieren. In diesem Fall 
beträgt die Regelstudienzeit des Studiengangs ein-
schließlich der Zeiten für die Erstellung der Mas-
terarbeit fünf Semester. 
 
(3) Der Ablauf des Studiums in Voll- oder Teilzeit 
ergibt sich aus den Studienverlaufsplänen für ein 
Voll- bzw. Teilzeitstudium, die dieser Ordnung in 
Anlage 2 als Anleitung für einen sachgerechten 
Ablauf des Studiums beigefügt sind. Die Pläne 
empfehlen einen zeitlich und inhaltlich zweckmä-
ßigen Aufbau des Studiums, sind aber nicht ver-
bindlich. Sie ermöglichen ein ordnungsgemäßes 
Studium innerhalb der jeweils vorgesehenen Stu-
dienzeit. Dazu enthalten sie detaillierte Angaben 
über die Lehrveranstaltungen und über die zeitliche 
Organisation des Studiums. 
 
 
§ 13 Veranstaltungen und Anwesenheits-

pflicht 
 
(1) Alle Lehrveranstaltungen sind darauf ausgerich-
tet, dass die dort vermittelten Kenntnisse und Fä-
higkeiten durch Selbststudium der Studierenden 
anhand von anleitenden Literaturhinweisen vertieft 
und weitere Studieninhalte auf Grundlage aufberei-
teter Lehrmaterialien selbst erarbeitet werden. 
 
(2) Die einzelnen Lehrveranstaltungen sind grund-
sätzlich als Präsenzveranstaltungen konzipiert. Es 
besteht Anwesenheitspflicht, soweit die nachfol-
genden Regelungen keine abweichenden Bestim-
mungen enthalten. 
 
(3) Die Anwesenheitspflicht an einer Lehrveranstal-
tung hat erfüllt, wer innerhalb des jeweiligen Se-
mesters an mindestens 80 Prozent der Unterrichts-
stunden dieser Veranstaltung teilgenommen hat. 
Für Blockveranstaltungen kann die jeweilige Lehr-
kraft im Benehmen mit dem Prüfungsausschuss 
auch eine geringere Anwesenheitsquote festlegen. 
Maßgeblich für die Berechnung ist die Stundenzahl, 
die nach den Modulbeschreibungen in Anlage 1 
dieser Ordnung für die jeweilige Veranstaltung 
vorgesehenen ist. Der Anwesenheitsnachweis ist in 
geeigneter Weise durch die/den Studierende/n zu 
führen, in der Regel durch die Vorlage des Studien-
buchs mit den Bestätigungen der Teilnahme an den 
einzelnen Unterrichtsterminen durch die jeweilige 
Lehrkraft. 
(4) In den Pflichtmodulen können Studierende ihr 
Studium mittels der angebotenen Unterrichtsmate-
rialien oder mittels e-Learningangeboten auch im 
Selbststudium durchführen. Die Anwesenheits-
pflicht in den Pflichtmodulen hat erfüllt, wer in den 
drei Pflichtmodulen insgesamt bei mindestens der 
Hälfte der Lehrveranstaltungen anwesend war. Die 
ordnungsgemäße Anwesenheit ist nach Absatz 3 zu 
bestimmen. Die Kontrolle der notwendigen Veran-

staltungen nach den Sätzen 2 und 3 erfolgt semes-
ter- und modulübergreifend mittels der Leistungs-
punkte, wie sie sich aus den Modulbeschreibungen 
in Anlage 1 dieser Ordnung ergeben. Dazu werden 
die für die Veranstaltungen in den Pflichtmodulen 
vorgesehen Leistungspunkte addiert und mit der 
Zahl der Leistungspunkte der Veranstaltungen aus 
den Pflichtmodulen verglichen, bei denen die/der 
Studierende ordnungsgemäß anwesend war.  
 
(5) In den Veranstaltungen der Pflichtmodule, bei 
denen die/der Studierende gemäß Absatz 4 auf die 
Anwesenheit verzichtet hat, erfolgt zur Überprü-
fung des ordnungsgemäßen Studiums eine Leis-
tungserfassung gemäß § 16. 
 
 
IV. Leistungskontrollen und Prüfungen 
 
§ 14 Prüfungsberechtigte und Prüfungsan-

spruch 
 
(1) Zur Abnahme von Prüfungen sind gemäß dem 
Brandenburgischen Hochschulgesetz das an der 
Hochschule hauptberuflich tätige wissenschaftliche 
Personal, Lehrbeauftragte und in der beruflichen 
Praxis und Ausbildung erfahrene Personen befugt. 
Hochschulprüfungen sollen nur von Personen ab-
genommen werden, die Lehraufgaben erfüllen. 
Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen bewer-
tet werden, die selbst mindestens die durch die 
Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige 
Qualifikation besitzen. 
 
(2) Die Prüfungsberechtigung bezieht sich auf das 
Fach, in dem die jeweilige Lehrkraft an der Univer-
sität Potsdam regelmäßig eine auf die jeweilige 
Prüfung hinführende Lehrveranstaltung abhält oder 
längstens vier Semester vor der Prüfung gehalten 
hat. Über Ausnahmen von dieser Ausschlussfrist 
oder dem Erfordernis der Fachzugehörigkeit ent-
scheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(3) Zur Teilnahme am Leistungserfassungsprozess 
eines Moduls sind nur Studierende berechtigt, die in 
dem Studiengang immatrikuliert sind. 
 
(4) Nach Überschreitung der doppelten Regelstu-
dienzeit des Studiengangs erlischt der Prüfungsan-
spruch. Über Ausnahmen entscheidet auf begründe-
ten Antrag der Prüfungsausschuss. Anträge von 
Studierenden, die insbesondere wegen Berufstätig-
keit oder der Betreuung ihrer Kinder oder nahen 
Angehörigen nicht in der Lage sind, ein Vollzeit-
studium zu betreiben, sind im Regelfall als begrün-
dete Anträge zu behandeln. 
 
 
 
 
 
 



Auszug aus den Amtlichen Bekanntmachungen Nr. 2/2010 - Seite 26 - 51 

  

§ 15 Leistungs- und Prüfungsarten 
 
(1) Die Leistungen im Studiengang werden durch 
Studien- und Prüfungsleistungen erbracht und er-
fasst. 
 
(2) Prüfungsleistungen im Sinne des Absatzes 1 
sind die Modulprüfungen (§ 18), die Masterarbeit 
(§ 19) und die mündliche Prüfung (§ 20). 
 
(3) Die Leistungspunkte der einzelnen Lehrveran-
staltungen werden erst vergeben, wenn das betref-
fende Modul erfolgreich mit der Modulprüfung 
abgeschlossen wurde. Bei einem Hochschul- oder 
Studiengangwechsel werden erbrachte Teilleistun-
gen auf Antrag bescheinigt. 
 
(4) Nach der Bewertung eines Leistungserfassungs-
schrittes werden die Kandidatinnen und Kandidaten 
über das Ergebnis informiert und erhalten Einsicht 
in die jeweils für die Bewertung relevanten Unter-
lagen. Die Frist für eine Einsichtnahme endet in der 
Regel zwei Monate nach Bekanntgabe der Bewer-
tung. Die Lehrkräfte sind verpflichtet, dem Prü-
fungsamt die Bewertung innerhalb von vier Wo-
chen nach Ende des Leistungserfassungsschrittes zu 
übermitteln. Die Studierenden sind angehalten, vor 
Beginn des Belegungszeitraumes ihre Leistungs-
übersicht einzusehen. 
 
 
§ 16 Studienleistungen 
 
(1) In den Veranstaltungen der Pflichtmodule, bei 
denen die/der Studierende gemäß § 13 Abs. 4 auf 
die Anwesenheit verzichtet hat, erfolgt zur Über-
prüfung des ordnungsgemäßen Studiums eine Er-
fassung der Studienleistungen. 
 
(2) Jede/r Studierende muss gegenüber dem Prü-
fungsausschuss zu Beginn jedes Semesters schrift-
lich anzeigen, an welcher Kontrolle bzw. an wel-
chen Kontrollen der Studienleistung/en sie/er in 
dem Semester teilnehmen möchte. Sofern im Som-
mersemester bis zum 15. Mai bzw. im Winterse-
mester bis zum 15. November niemand seine Ab-
sicht angezeigt hat, die Studienleistungen in einer 
bestimmten Veranstaltung kontrollieren zu lassen, 
ist die Lehrkraft dieser Veranstaltung nicht ver-
pflichtet, in dem Semester eine Leistungskontrolle 
anzubieten. 
 
(3) Die Form der Studienleistung wird von der 
Lehrkraft der jeweiligen Veranstaltung spätestens 
zu Beginn dieser Veranstaltung schriftlich bekannt 
gegeben (z. B. durch Aushang, im Vorlesungsver-
zeichnis oder über das Internet). Dabei sind nach 
Wahl der Lehrkraft Klausuren, mündliche Prüfun-
gen und Hausarbeiten möglich. Die Studienleistun-
gen sollen innerhalb der ersten zwei Wochen der 
auf die Lehrveranstaltung folgenden vorlesungs-

freien Zeit erfasst werden; dabei ist auf die Termine 
der Modulprüfungen Rücksicht zu nehmen. 
 
(4) Die Anforderungen an die Studienleistung sind 
am Inhalt der Lehrveranstaltung zu orientieren, die 
nach den Modulbeschreibungen gemäß Anlage 1 zu 
dieser Ordnung vorgesehen ist. 
 
(5) Die Studienleistungen werden nicht benotet, 
sondern nur mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ 
bewertet. Nichtbestandene Studienleistungen kön-
nen bis zum Bestehen wiederholt werden. 
 
 
§ 17 Masterprüfung 
 
(1) Mit Bestehen der Masterprüfung wird der Stu-
diengang erfolgreich abgeschlossen. Die Master-
prüfung setzt sich zusammen aus den Modulprü-
fungen (§ 18) in den drei Pflicht- und zwei Wahl-
pflichtmodulen, der Masterarbeit (§ 19) und der 
mündlichen Prüfung (§ 20). 
 
(2) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn die fünf 
Modulprüfungen, die Masterarbeit und die mündli-
che Prüfung jeweils mindestens mit der Note „aus-
reichend“ (4,0) bewertet worden sind. 
 
 
§ 18 Modulprüfungen 
 
(1) Jedes der drei Pflichtmodule und die beiden 
belegten Wahlpflichtmodule werden mit einer 
schriftlichen Prüfung in Form einer Klausur abge-
schlossen. Die Klausur dauert jeweils fünf Zeit-
stunden (300 Minuten). Inhalt jeder dieser Modul-
prüfungen sind die in den Präsenzveranstaltungen 
behandelten sowie die im Selbststudium erarbeite-
ten Studieninhalte des jeweiligen Moduls. 
 
(2) Zur Prüfung in den Pflichtmodulen ist zugelas-
sen, wer an den Lehrveranstaltungen der Pflicht-
module in dem nach § 13 geforderten Umfang teil-
genommen bzw. die nach § 16 geforderten Studien-
leistungen erbracht hat. Zur Prüfung in einem 
Wahlpflichtmodul ist zugelassen, wer an den Lehr-
veranstaltungen des jeweiligen Wahlpflichtmoduls 
in dem nach § 13 geforderten Umfang teilgenom-
men hat. 
 
(3) In den Modulprüfungen soll festgestellt werden, 
ob die Prüfungskandidatinnen und -kandidaten die 
erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten im Bereich des wissenschaftlichen und prak-
tischen Umgangs mit der Vielfalt der möglichen 
Fälle auf dem Gebiet des Unternehmens- und Steu-
errechts besitzen. Der/die Prüfungskandidat/in soll 
nachweisen, dass er/sie in den einzelnen Modulen 
über die für die Berufspraxis erforderlichen Sach-
kenntnisse verfügt, die Zusammenhänge der einzel-
nen Lernbereiche des Studiengebietes überblickt 
und die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Metho-
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den und praktische Erfahrungen zur Problemlösung 
selbstständig anzuwenden. In den schriftlichen 
Abschlussprüfungen soll der/die Prüfungskandi-
dat/in zudem nachweisen, dass er/sie in begrenzter 
Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln Themeninhal-
te des vorangegangenen Moduls einschließlich der 
in Heimarbeit selbst erarbeiteten Studieninhalte 
beherrscht. 
 
(4) Die Prüfungsanforderungen sind am Inhalt der 
Lehrveranstaltungen zu orientieren, die nach der 
Modulbeschreibung gemäß Anlage 1 zu dieser 
Ordnung für das betreffende Modul vorgesehen 
sind. 
 
(5) Die Modulprüfungen sollen in der vorlesungs-
freien Zeit stattfinden. Dafür sind innerhalb einer 
vorlesungsfreien Zeit für jede Modulprüfung zwei 
Prüfungstermine vorzusehen, die durch mindestens 
zwei Wochen voneinander getrennt sind. Die An-
meldung zur Modulprüfung erfolgt mit der Bele-
gung des Moduls. Studierende haben das Recht, bis 
8 Kalendertage vor dem ersten Prüfungstermin 
eines Leistungserfassungszeitraums von der jewei-
ligen Modulprüfung zurückzutreten. Im Fall eines 
Rücktritts ist die Prüfung zum zweiten Prüfungs-
termin des Leistungserfassungszeitraums nachzuho-
len. 
 
(6) Mit dem Bestehen der Modulprüfung erwirbt 
der Prüfling die dem jeweiligen Modul zugeordne-
ten Leistungspunkte. 
 
 
§ 19 Masterarbeit 
 
(1) Die Abschlussarbeit (Masterarbeit) wird in der 
Regel im letzten Semester des Studiums geschrie-
ben. Die Masterarbeit soll zeigen, dass die/der 
Kandidat/in in dem auf dem ersten berufsqualifizie-
renden Abschluss aufbauenden Studium erweiterte 
und vertiefte Fachkompetenzen erworben hat, The-
orie und Empirie zu verbinden vermag und fähig 
ist, eine stärker anwendungsorientierte Problemstel-
lung auf fachwissenschaftlicher Grundlage mit 
fachwissenschaftlichen Methoden innerhalb einer 
vorgegebenen Frist zu bearbeiten und die Ergebnis-
se in formal, sprachlich und sachlich überzeugender 
Weise darzustellen. 
 
(2) Die Masterarbeit wird von einem/einer vom 
Prüfungsausschuss bestellten Prüfer/in aufgegeben 
und betreut. Für die Wahl des/der Themenstel-
lers/Themenstellerin sowie für die Themenerteilung 
hat der/die Kandidat/in ein Vorschlagsrecht. Die 
Vergabe des Themas erfolgt über die/den Vorsit-
zende/n des Prüfungsausschusses; sie/er muss das 
Thema dem zentralen Prüfungsamt in der Regel 
binnen Wochenfrist zuleiten. Der Zeitpunkt der 
Vergabe wird dort aktenkundig gemacht. 
 

(3) Die Masterarbeit wird studienbegleitend ange-
fertigt. Das Thema der Masterarbeit und der sich 
daraus ergebende notwendige Untersuchungsauf-
wand müssen sich am Arbeitsaufwand orientieren, 
der inklusive der mündlichen Prüfung 30 Leis-
tungspunkte umfasst. Die Bearbeitungsfrist beginnt 
mit dem Tage der Übergabe des Themas der Mas-
terarbeit durch das Prüfungsamt, das auch den Ab-
gabetermin aktenkundig macht. Die Arbeit gilt mit 
der Abgabe beim Prüfungsamt oder bei der Post-
stelle der Universität vor Ablauf der festgelegten 
Frist als fristgerecht beendet. 
 
(4) Die Bearbeitungszeit für die Masterarbeit be-
trägt vier Monate. 
 
(5) Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb 
des ersten Monats der Bearbeitungszeit zurückge-
geben werden. 
 
(6) Versäumt der/die Kandidat/in die Abgabefrist 
schuldhaft, so gilt die Arbeit als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. Liegt ein wichtiger Grund 
für das Versäumen der Frist vor, kann die/der Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses nach Rückspra-
che mit dem/der Betreuer/in eine Fristverlängerung 
bis zu einem Monat, im Krankheitsfall entspre-
chend der Dauer der Krankschreibung, gewähren. 
 
(7) Die Masterarbeit ist eine für die Masterprüfung 
eigens angefertigte Arbeit in deutscher Sprache. 
Mit Zustimmung der/des Betreuerin/Betreuers kann 
die Arbeit auch in englischer Sprache abgefasst 
werden. Erklären beide Gutachter/innen ihr Einver-
ständnis, kann der Prüfungsausschuss auch eine 
Anfertigung der Arbeit in einer anderen Sprache 
zulassen. Ist die Arbeit in einer Fremdsprache ver-
fasst, muss sie als Anhang eine kurze Zusammen-
fassung in deutscher Sprache enthalten. 
 
(8) Die Masterarbeit ist als Ausdruck gebunden in 
drei Exemplaren vorzulegen. Sie ist mit Seitenzah-
len, einem Inhaltsverzeichnis und einem Verzeich-
nis der benutzten Quellen und Hilfsmittel zu verse-
hen. Die Passagen der Arbeit, die fremden Werken 
wörtlich oder sinngemäß entnommen sind, müssen 
unter Angabe der Quellen gekennzeichnet sein. Der 
Umfang der Arbeit soll in der Regel einen Bearbei-
tungsumfang von 50 Seiten DIN A 4 nicht über-
schreiten. Am Schluss der Arbeit hat der/die Kan-
didat/in zu versichern, dass er/sie diese selbststän-
dig verfasst sowie keine anderen Quellen und 
Hilfsmittel als die angegebenen benutzt hat. 
 
(9) Die Masterarbeit ist spätestens innerhalb von 6 
Wochen von zwei Gutachterinnen/Gutachtern zu 
benoten. Die Gutachter/innen begutachten die Ar-
beit schriftlich und begründen ihre Benotungen 
gemäß § 21. Der/die erste Gutachter/in ist grund-
sätzlich der/die, der/die das Thema der Masterarbeit 
gestellt hat Der/die zweite Gutachter/in wird vom 
Prüfungsausschuss bestellt; der/die Kandidat/in hat 
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hierfür ein Vorschlagsrecht. Beträgt die Differenz 
bei den Bewertungen mehr als 2,0 oder ist eine der 
Bewertungen schlechter als „ausreichend“, so wird 
vom Prüfungsausschuss ein drittes Gutachten ein-
geholt. Bewerten zwei der dann drei Gutach-
ter/innen die Arbeit als „nicht ausreichend“, so 
lautet die Endnote „nicht ausreichend“. Anderen-
falls wird sie aus dem arithmetischen Mittel der 
beiden besseren Bewertungen gebildet. Eine mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertete Masterarbeit 
kann nur einmal wiederholt werden. 
 
 
§ 20 Mündliche Prüfung 
 
(1) Nach der Abgabe der Arbeit bestimmt der Prü-
fungsausschuss den Termin für die mündliche Prü-
fung. Die mündliche Prüfung ist eine Einzelprüfung 
vor dem Prüfer bzw. der Prüferin und einem Beisit-
zer bzw. einer Beisitzerin. Prüfer/in ist in der Regel 
der/die Betreuer/in der Masterarbeit, als Beisit-
zer/innen sind alle gemäß § 14 Prüfungsberechtig-
ten zugelassen. 
 
(2) Die mündliche Prüfung dauert in der Regel eine 
Zeitstunde (60 Min.). Sie besteht aus der Verteidi-
gung der Arbeit (Disputation) und einem anschlie-
ßenden Prüfungsgespräch, das mindestens ein Drit-
tel der Prüfungszeit umfassen soll. Gegenstand des 
Prüfungsgesprächs können sämtliche Inhalte der 
Pflichtmodule und der beiden belegten Wahl-
pflichtmodule sein, wie sie sich aus dem Modulka-
talog gemäß Anlage 1 zu dieser Ordnung ergeben. 
Über die Prüfung wird ein Protokoll geführt, das 
die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse ent-
halten muss. 
 
(3) Bleibt ein/e Prüfungsteilnehmer/in der mündli-
chen Prüfung unentschuldigt fern, wird ihm/ihr für 
diesen Prüfungsteil die Note „nicht ausreichend“ (5 
Punkte) zugewiesen. Ist die Prüfungsteilnehmerin 
bzw. der Prüfungsteilnehmer aus Gründen, die 
er/sie nicht zu vertreten hat, am Erscheinen in der 
mündlichen Prüfung gehindert, hat er/sie dies unter 
Angabe der Gründe unverzüglich dem Prüfer bzw. 
der Prüferin (Absatz 1) oder dem Prüfungsaus-
schuss anzuzeigen. 
 
(4) Wird der/die Prüfungsteilnehmer/in nach Be-
ginn der mündlichen Prüfung wegen Krankheit oder 
aus sonstigen Gründen unfähig, die mündliche 
Prüfung abzulegen (Prüfungsverhinderung), hat 
er/sie dies unverzüglich der Prüfungskommission 
anzuzeigen. In offensichtlichen Fällen ist die An-
zeige entbehrlich. Nach Abschluss der mündlichen 
Prüfung ist die Geltendmachung einer Prüfungsver-
hinderung nicht mehr möglich. 
 
(5) Die mündliche Prüfungsleistung wird gemäß § 
21 bewertet. Vor der Festsetzung der Bewertung 
hört der/die Prüfer/in den/die Beisitzerin. Der/die 

Prüfer/in verkündet am Ende der Prüfung das Er-
gebnis. 
 
(6) Im Fall einer Bewertung mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) kann die mündliche Prüfung einmal 
wiederholt werden. 
 
 
§ 21 Benotung von Prüfungsleistungen 
 
(1) Als Noten zur Bewertung von Prüfungsleistun-
gen sind die folgenden Zahlenwerte zugelassen: 
1 =  sehr gut (eine hervorragende Leistung) 
2 = gut (eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt) 
3 = befriedigend (eine Leistung, die durchschnittli-

chen Anforderungen entspricht) 
4 = ausreichend (eine Leistung, die trotz ihrer 

Mängel noch den Anforderungen genügt) 
5 = nicht ausreichend (eine Leistung, die wegen 

erheblicher Mängel den Anforderungen nicht 
genügt) 

 
(2) Zur besseren Differenzierung können auch Zwi-
schennoten verwendet werden, so dass sich insge-
samt die folgende Notenskala ergibt: 
 
1,0; 1,3; 1,7; 2,0; 2,3; 2,7; 3,0; 3,3; 3,7; 4,0; 5,0  
 
(3) Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie 
von den Prüfern/Prüferinnen mit mindestens „aus-
reichend“ (4,0) bewertet worden ist.  
 
 
§ 22 Modulnoten und Gesamtnote 
 
(1) Die Gesamtnote des Masterabschlusses ergibt 
sich aus den Ergebnissen der fünf Modulprüfungen 
(§ 18), der Masterarbeit (§ 19) und der mündlichen 
Prüfung (§ 20). In diese Gesamtnote gehen die 
Ergebnisse der fünf Modulprüfungen mit insgesamt 
zwei Dritteln und das Ergebnis der Masterarbeit 
einschließlich der mündlichen Prüfung mit einem 
Drittel ein. Innerhalb der Modulprüfungen werden 
die einzelnen Prüfungen entsprechend dem Ver-
hältnis ihrer Leistungspunkte gewichtet. Bei der 
Masterarbeit wird die schriftliche Arbeit mit 75 
Prozent und die mündliche Prüfung mit 25 Prozent 
gewichtet. 
 
(2) Die Gesamtnote errechnet sich daher nach fol-
gendem Verfahren 
1. Die Note der Modulprüfung im Pflichtmodul 1 

wird mit dem Faktor 4/15 multipliziert. 
2. Die Note der Modulprüfung im Pflichtmodul 2 

wird mit dem Faktor 4/15 multipliziert. 
3. Die Note der Modulprüfung im Pflichtmodul 3 

wird mit dem Faktor 3/15 multipliziert. 
4. Die Note der Modulprüfung in den beiden 

Wahlpflichtmodulen wird jeweils mit dem Fak-
tor 2/15 multipliziert. 
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5. Die gemäß Nr. 1 bis 4 errechneten Werte für 
die fünf Modulprüfungen werden addiert. Der 
errechnete Wert wird mit dem Faktor 2/3 mul-
tipliziert. 

6. Die Note der Masterarbeit wird mit dem Faktor 
3/4 multipliziert. 

7. Die Note der mündlichen Prüfung wird mit 
dem Faktor 1/4 multipliziert. 

8. Die gemäß Nr. 6 und 7 errechneten Werte für 
die schriftliche Masterarbeit und die mündliche 
Prüfung werden addiert. Der errechnete Wert 
wird mit dem Faktor 1/3 multipliziert. 

9. Die gemäß Nr. 5 und 8 errechneten Werte für 
die Modulprüfungen und die Masterarbeit ein-
schließlich der mündlichen Prüfung werden 
addiert und der ermittelte Wert nach der ersten 
Dezimalstelle hinter dem Komma ohne vorhe-
rige Rundung abgeschnitten. 

10. Das nunmehr ermittelte Ergebnis ergibt fol-
gende Noten:  
1,0 bis einschließlich 1,2: mit Auszeichnung 
1,3 bis einschließlich 1,5: sehr gut 
1,6 bis einschließlich 2,5: gut 
2,6 bis einschließlich 3,5: befriedigend 
3,6 bis einschließlich 4,0: ausreichend 

 
 
§ 23 Nachteilsausgleich 
 
(1) Weist ein/e Studierende/r nach, dass er/sie we-
gen einer Behinderung bzw. einer chronischen 
Krankheit nicht in der Lage ist, Studien- und Prü-
fungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgese-
henen Form zu erbringen, legt der Prüfungsaus-
schuss auf schriftlichen Antrag und in Absprache 
mit der/dem Studierenden und dem/der jeweiligen 
Prüfer/in Maßnahmen fest, durch die gleichwertige 
Studien- und Prüfungsleistungen innerhalb einer 
verlängerten Bearbeitungszeit oder in anderer Form 
erbracht werden können. 
 
(2) Soweit die Einhaltung von Fristen für die erst-
malige Meldung zu Prüfungen, die Wiederholung 
von Prüfungen, die Gründe für das Versäumnis von 
Prüfungen und die Einhaltung von Bearbeitungszei-
ten für Prüfungsarbeiten betroffen sind, steht der 
Behinderung/chronischen Krankheit der/des Studie-
renden die Behinderung/chronische Krankheit und 
die dazu notwendige alleinige Betreuung ei-
ner/eines nahen Angehörigen gleich. Nahe Angehö-
rige sind Kinder, Eltern, Großeltern, Ehepart-
ner/innen und Partner/innen in einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft. 
 
(3) Auf Antrag an den Prüfungsausschuss werden 
die Inanspruchnahme der Schutzfristen des § 3 Abs. 
2 und des § 6 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes 
(MuSchG) sowie die Regelungen zur Elternzeit in 
§§ 15 und 16 des Gesetzes zum Elterngeld und zur 
Elternzeit (BEEG) entsprechend berücksichtigt. 
 

(4) Personen, die mit einem Kind, für das ihnen die 
Personenfürsorge zusteht, im selben Haushalt le-
ben, sind berechtigt, einzelne Prüfungen nach Ab-
lauf der in der Prüfungsordnung vorgesehenen 
Fristen abzulegen. Entsprechendes gilt für die Fris-
ten und Bearbeitungszeiten zur Erbringung von 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen sowie für 
Wiederholungsprüfungen. Fristen werden in der 
Regel zunächst um bis zu zwei Semester verlängert, 
Bearbeitungszeiten um ein Drittel der vorgesehenen 
Gesamtbearbeitungszeit. Die Berechtigung erlischt 
mit Ablauf des Semesters, in dem die genannten 
Voraussetzungen entfallen. Die Inanspruchnahme 
dieser Regelung erfolgt auf Antrag. Über weiterge-
hende Einzelfallregelungen und die Erbringung von 
gleichwertigen Studien- und Prüfungsleistungen in 
anderer Form entscheidet der Prüfungsausschuss in 
Absprache mit der/dem Studierenden und dem/der 
jeweiligen Prüfer/in. 
 
(5) Die Regelungen des Absatzes 4 finden auch auf 
Spitzensportler/innen Anwendung. Als Spitzen-
sportler/in gilt, wer sich im Status eines A-, B- oder 
C-Nationalkaders befindet. 
 
(6) Auf schriftlichen Antrag an den Prüfungsaus-
schuss kann die Mitwirkung in gesetzlich vorgese-
henen Gremien und satzungsmäßigen Organen der 
Universität Potsdam sowie in satzungsmäßigen 
Organen der Selbstverwaltung der Studierenden an 
der Universität Potsdam berücksichtigt werden 
kann. Einzelne Prüfungsleistungen und Hochschul-
prüfungen können aus diesem Grund nach Ablauf 
der in den Ordnungen vorgesehenen Fristen abge-
legt werden. Die Fristen dürfen aus diesem Grund 
maximal um zwei Semester verlängert werden. 
 
 
§ 24 Anerkennung und Anrechnung von 

Leistungen 
 
(1) Leistungen, welche Studierende außerhalb der 
Bachelor- und Masterstudiengänge der Universität 
Potsdam im Geltungsbereich der Gesetze der Hoch-
schulen der deutschen Bundesländer erbracht haben 
und nachweisen, werden von Amts wegen aner-
kannt, wenn Gleich- oder Höherwertigkeit im Ver-
gleich zu entsprechenden Leistungen im betreffen-
den Studiengang der Universität Potsdam besteht. 
Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzei-
ten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in 
Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjeni-
gen des entsprechenden Faches an der Universität 
Potsdam im Wesentlichen entsprechen. Der Antrag 
auf Anerkennung ist beim Prüfungsausschuss zu 
stellen. Bei Anerkennung einer Leistung wird je-
weils die Anzahl der erreichten Leistungspunkte 
festgestellt 

(2) Falls die anerkannte Leistung benotet ist und die 
Note aus einer Skala stammt, die auf die in dieser 
Ordnung verwendete Notenskala abbildbar ist, wird 
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diese Note übernommen. Leistungspunkte anderer 
Punktsysteme werden umgerechnet. Die Umrech-
nungen werden durch den Prüfungsausschuss fest-
gelegt. 
 
(3) Leistungen, welche Studierende außerhalb des 
aktuellen Bachelor- oder Masterstudiengangs in 
einem anderen Studiengang der Universität Pots-
dam erbracht haben und nachweisen, werden mit 
den Leistungspunkten, die gemäß fachspezifischer 
Ordnung der Universität Potsdam dafür vergeben 
werden und ggf. der Benotung vom Prüfungsaus-
schuss angerechnet. Eine mehrfache Anrechnung 
ein und derselben Leistung auf unterschiedliche 
Module ist nicht möglich.  Die Anerkennung und 
Anrechnung von Leistungen wird auch für nicht 
bestandene Leistungen vorgenommen.  
 
(4) Leistungen, die an Hochschulen außerhalb des 
Geltungsbereichs der Gesetze der Hochschulen der 
deutschen Bundesländer erbracht wurden, können 
anerkannt werden, wenn an dieser Hochschule 
erbrachte Leistungen grundsätzlich anerkennungs-
fähig sind. Bei der Anerkennung von Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb des Geltungsbereichs der Gesetze der 
Hochschulen der deutschen Bundesländer erbracht 
wurden, sind die von der Kultusministerkonferenz 
und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten 
Äquivalenz-Vereinbarungen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschul-Partnerschaften zu beach-
ten. Die fachspezifischen Ordnungen sollen für 
obligatorische und empfohlene Auslandsaufenthalte 
ein Learning Agreement vorsehen. 
 
(5) Einschlägige berufspraktische Tätigkeiten kön-
nen anerkannt werden. 
 
(6) Der Gesamtumfang der anerkannten Leistungen 
die außerhalb der Universität Potsdam erbracht 
wurden, soll die Hälfte des Gesamtumfangs des 
Studiums gerechnet in Leistungspunkten nicht 
überschreiten. 
 
 
§ 25 Wiederholung von Prüfungsleistungen 
 
(1) Soweit diese Ordnung keine anderweitigen 
Regelungen enthält, können Prüfungsleistungen (§ 
15) im Falle einer Bewertung mit der Note „nicht 
ausreichend“ zweimal wiederholt werden. Die 
Wiederholung bestandener Prüfungsleistungen ist 
nicht möglich. Bei als "nicht ausreichend" bewerte-
ten Leistungen, die auf der Benotung nur einer 
prüfungsberechtigten Person beruhen, hat auf Ver-
langen einer beteiligten Person eine zweite, unab-
hängige Beurteilung der Leistung zu erfolgen. Die-
se Beurteilung muss von einer prüfungsberechtigten 
Person durchgeführt werden, die vom Prüfungsaus-
schuss bestimmt wird. Die zweite Wiederholung 
einer nichtbestandenen Prüfungsleistung muss 
durch zwei prüfungsberechtigte Personen durchge-

führt werden. Wird die zweite Wiederholung der 
Prüfungsleistung erneut mit „nicht ausreichend“ 
bewertet, gilt diese Prüfung als endgültig nicht 
bestanden. 
 
(2) Wird die Modulprüfung eines Pflichtmoduls des 
Studiengangs endgültig nicht bestanden, so gilt 
damit die Prüfung zum gesamten Studiengang als 
endgültig nicht bestanden. Wird die Modulprüfung 
eines Wahlpflichtmoduls des Studiengangs endgül-
tig nicht bestanden, so muss ein anderes Wahl-
pflichtmodul gewählt werden. Dabei sind nach zwei 
endgültig nicht bestandenen Wahlpflichtmodulen 
die nachfolgenden Module einem Pflichtmodul 
gleichgestellt. Steht ein weiteres Wahlpflichtmodul 
nicht mehr zur Verfügung, gilt auch in diesem Fall 
die Prüfung zum gesamten Studiengang als endgül-
tig nicht bestanden. 
 
(3) Die Wiederholung einer Prüfungsleistung muss 
spätestens im Rahmen der Prüfungstermine des 
Semesters abgelegt werden, zu dem eine vollstän-
dige Wiederholung des Moduls möglich ist. Eine 
zweite Wiederholungsprüfung muss zum nächst-
möglichen Prüfungstermin nach der nicht bestande-
nen Wiederholungsprüfung erfolgen. Der Prüfungs-
anspruch erlischt bei Versäumnis der Wiederho-
lungsfrist, es sei denn, der/die Kandidat/in hat das 
Versäumnis nicht zu vertreten. In begründeten 
Ausnahmen und besonderen Härtefällen kann der 
Prüfungsausschuss eine davon abweichende Rege-
lung treffen. Die Wiederholungsfristen werden 
durch die Exmatrikulation unterbrochen; bei einer 
erneuten Immatrikulation treten die Studierenden 
wieder in diese Fristen ein. Wiederholungsprüfun-
gen sind grundsätzlich nach der Ordnung abzule-
gen, nach der die Erstprüfung abgelegt wurde. 
 
(4) Bei der Prüfungswiederholung müssen die da-
mit verbundenen Lehrveranstaltungen nicht erneut 
besucht werden. Die Studierenden können auf die 
Befreiung von einer erneuten Belegung verzichten. 
 
 
§ 26 Versäumnis und Rücktritt 
 
(1) Wenn Studierende ohne triftige Gründe die 
Teilnahme an einem Leistungserfassungsschritt 
versäumen oder vor Beendigung des Leistungser-
fassungsschrittes die Teilnahme abbrechen, wird 
eine „nicht ausreichende“ Leistung registriert. Das-
selbe gilt, wenn eine schriftliche Leistung ohne 
triftige Gründe nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird. 
 
(2) Die für das Versäumnis oder den Abbruch gel-
tend gemachten Gründe müssen der Lehrkraft un-
verzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft ge-
macht werden. Im Krankheitsfall ist in der Regel 
die Vorlage eines ärztlichen Attestes innerhalb von 
fünf Werktagen erforderlich. Aus dem Attest muss 
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die Prüfungsunfähigkeit eindeutig hervorgehen. 
Erkennt die Lehrkraft die Gründe an, so wird un-
verzüglich ein neuer Termin anberaumt. 
 
 
§ 27 Täuschung 
 
(1) Versucht die Kandidatin/der Kandidat, das Er-
gebnis ihrer/seiner Prüfungsleistung durch Täu-
schung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs-
mittel zu beeinflussen, oder wird zum Zweck der 
bewussten Täuschung geistiges Eigentum anderer 
verletzt bzw. publiziertes Material Dritter ohne 
Angabe der Quellen/Autorenschaft verwendet und 
als eigene Leistung eingereicht (Plagiat), gilt die 
entsprechende Prüfungsleistung als mit „nicht aus-
reichend“ bewertet. In schwerwiegenden Fällen 
kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin/den 
Kandidaten von der Erbringung weiterer Prüfungs-
leistungen ausschließen, wodurch der Prüfungsan-
spruch für den Studiengang erlischt. Die Entschei-
dung trifft der Prüfungsausschuss nach Anhörung 
der Kandidatin/des Kandidaten. Eine Kandida-
tin/ein Kandidat, die/der an einem Täuschungsver-
such mitwirkt, kann von der jeweiligen Prüfe-
rin/dem jeweiligen Prüfer oder der/dem Aufsichts-
führenden von der Fortsetzung der Prüfung ausge-
schlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffen-
de Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" 
bewertet. 
 
(2) Um einen Plagiatsverdacht überprüfen zu kön-
nen, sind die Prüfenden berechtigt, von den Studie-
renden schriftliche Prüfungsleistungen, die nicht 
unter Aufsicht erbracht wurden, auch in elektroni-
scher Form zu verlangen. 
 
(3) Ein/e Kandidat/in, die/der den ordnungsgemä-
ßen Ablauf eines Leistungserfassungsschrittes 
schwerwiegend stört, kann von der jeweiligen 
Lehrkraft oder der/dem Aufsichtsführenden von der 
weiteren Teilnahme an dem aktuellen Leistungser-
fassungsschritt ausgeschlossen werden; in diesem 
Fall wird der betreffende Leistungserfassungsschritt 
mit „nicht ausreichend“ bewertet. 
 
(4) Belastende Entscheidungen sind den Studieren-
den unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu be-
gründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. 
 
 
§ 28 Abschlusszeugnis, Urkunde, Bescheini-

gungen 
 
(1) Hat ein/e Studierende/r die zur Graduierung 
erforderlichen Leistungspunkte aller Teilbereiche 
des Studiums erworben und liegen alle in dieser 
Ordnungen geforderten sonstigen Graduierungsvor-
aussetzungen vor, so erfolgt ihre/seine Graduierung 
ohne besonderen Antrag. In diesem Fall erhält 
sie/er ein Zeugnis. Im Zeugnis werden alle Module 

und die Masterarbeit unter Angabe der erworbenen 
Leistungspunkte und ggf. der Benotungsinformati-
on aufgeführt. Außerdem gibt das Zeugnis eine 
Gesamtnote an.  
 
(2) Das Zeugnis wird mit dem Datum des Tages 
ausgestellt, an dem die letzte Prüfungsleistung 
bewertet wurde. Das Zeugnis wird von der/dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeich-
net; es trägt das Siegel der Universität Potsdam. 
Das Zeugnis wird in deutscher Sprache ausgegeben. 
Zeugnis und Diploma Supplement werden in deut-
scher Sprache und englischer Übersetzung ausge-
geben. 
 
(3) Neben dem Zeugnis wird mit dem gleichen 
Datum eine deutschsprachige Urkunde über die 
Verleihung des akademischen Grades „Master of 
Laws (LL.M.)“ ausgestellt, welche den Studiengang 
und das Gesamturteil ausweist. Die Urkunde wird 
von der/dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
und dem/der Dekan/in der Juristischen Fakultät 
unterzeichnet; es trägt das Siegel der Universität 
Potsdam. 
 
(4) Mit der Aushändigung der Urkunde wird die 
Berechtigung zur Führung des akademischen Gra-
des „Master of Laws (LL.M.)“ erworben.  
 
(5) Studierenden ist nach der Exmatrikulation auf 
Antrag eine Bescheinigung auszustellen, die die 
erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen sowie 
bei nicht bestandenen Prüfungsleistungen die An-
zahl der in Anspruch genommenen Prüfungsversu-
che enthält. Haben die Studierenden die Masterprü-
fung endgültig nicht bestanden, wird auf Antrag 
eine Bescheinigung nach Satz 1 ausgestellt, die 
zusätzlich erkennen lässt, dass die Masterprüfung 
endgültig nicht bestanden ist. 
 
 
§ 29 Mängel im Prüfungsverfahren 
 
(1) Erweist sich, dass das Prüfungsverfahren mit 
Mängeln behaftet war, die die Chancengleichheit 
erheblich verletzt haben, so kann der Prüfungsaus-
schuss auf Antrag einer Prüfungsteilnehmerin/eines 
Prüfungsteilnehmers oder von Amts wegen anord-
nen, dass von einer bestimmten Prüfungsteilnehme-
rin / einem bestimmten Prüfungsteilnehmer oder 
von allen Prüfungsteilnehmerinnen / Prüfungsteil-
nehmern die Prüfung oder einzelne Teile derselben 
zu wiederholen sind. 
 
(2) Ein Antrag nach Absatz 1 ist unverzüglich beim 
Prüfungsausschuss zu stellen. Er darf keine Bedin-
gungen enthalten und kann nicht zurückgenommen 
werden. Die Geltendmachung ist ausgeschlossen, 
wenn seit der Erbringung der Prüfungsleistung, die 
mit dem Mangel behaftet war, ein Monat verstri-
chen ist. 
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(3) Ein Jahr nach Abschluss der Prüfung darf der 
Prüfungsausschuss von Amts wegen Anordnungen 
nach Absatz 1 nicht mehr treffen. 
 
 
V. Schlussbestimmungen 
 
§ 30 Ungültigkeit der Graduierung 
 
(1) Hat ein/e Kandidat/in in einem Leistungserfas-
sungsprozess getäuscht und wird diese Tatsache 
erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, 
kann der Prüfungsausschuss im Benehmen mit dem 
Fakultätsrat der Juristischen Fakultät nachträglich 
die betroffenen Leistungspunkte entziehen oder 
deren Noten entsprechend berichtigen. Dies kann 
die Annullierung der Graduierung zur Folge haben. 
 
(2) Waren die Voraussetzungen zur Teilnahme an 
einem Leistungserfassungsprozess nicht erfüllt, 
ohne dass die/der Kandidat/in täuschen wollte, und 
wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch 
die Vergabe der Leistungspunkte beseitigt. Hat 
die/der Kandidat/in die Teilnahme vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so entscheidet der Prüfungsaus-
schuss im Benehmen mit dem Fakultätsrat der Ju-
ristischen Fakultät über die Rücknahme des Zeug-
nisses. 
 
(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betrof-
fenen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
 
(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und ggf. 
ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis 
ist auch die Graduierungsurkunde einzuziehen, 
wenn die Graduierung auf Grund einer Täuschung 
zu Unrecht erfolgte. 
 
(5) Die Bestimmungen über die Entziehung von 
akademischen Graden bleiben unberührt. 
 
 
§ 31 Einsicht in die Prüfungsakten 
 
(1) Unbeschadet des § 15 Abs. 4 sind die für die 
Bewertung relevanten Unterlagen aus dem Leis-
tungserfassungsprozess ein Jahr lang vom Lehrper-
sonal aufzubewahren. Danach können sie an die 
Studierenden ausgehändigt oder ausgesondert wer-
den. 
 
(2) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prü-
fungsverfahrens wird der Kandidatin bzw. dem 
Kandidaten auf Antrag Einsicht in die auf ihre/seine 
Masterarbeit bezogenen Gutachten gewährt. Nach 
Ablauf von fünf Jahren nach Abschluss des Prü-
fungsverfahrens werden die Masterarbeiten unbe-
schadet der Regelung des Absatzes 1 ausgesondert. 
 
 
 

§ 32 Inkrafttreten 
 
Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffent-
lichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der 
Universität Potsdam in Kraft. 
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Anlage 1 (zu § 11 Abs. 1): Modulkatalog 
 
I. Pflichtmodule sind: 

P 1: Handels- und Gesellschaftsrecht 
P 2: Steuerrecht 
P 3: Gewerblicher Rechtsschutz 

 
II. Wahlpflichtmodule sind: 

W 1: Bilanz- und Bilanzsteuerrecht 
W 2: Internationales Wirtschaftsrecht 
W 3: Wirtschafts- und Steuerstrafrecht 
W 4: Streitbeilegung und Mediation 

 
 
1. Pflichtmodul 1 (P 1): Handels- und Gesellschaftsrecht 
 

Modultitel Pflichtmodul 1 (P 1) - Handels- und Gesellschaftsrecht 
Modulbeauftragter N.N. 
 Arbeits-

aufwand 
 
480 Stun-
den 

Leistungs-
punkte 
 
16 

Studien-
semester 
 
2 

Häufigkeit 
des Angebots 
 
jährlich 

 

Lehrveranstaltungen Kontakt-
zeiten 

Selbst-
studium 

Leistungs-
punkte 

Vorlesung Grundzüge 
Handels- und Gesell-
schaftsrecht 

3 SWS/33,75h 146,25h 6 LP (=180h) 

Vorlesung Kapitalgesell-
schaftsrecht 

3 SWS/33,75h 146,25 6 LP (=180h) 

Aufwand/Leistungspunkte 

Vorlesung Recht der 
Unternehmensnachfolge 

2 SWS/22,5h 97,5h 4 LP (=120h) 

Lernergebnisse/-ziele: Erwerb der für die Praxis elementaren Kenntnisse im Handels- und Gesell-
schaftsrecht einschließlich des Rechts der Unternehmensnachfolge. 

Inhalte: 1) Grundzüge Handels- und Gesellschaftsrecht: 
Das Handelsrecht beschäftigt sich in erster Linie mit dem Recht der Kaufleu-
te, die auf Grund ihrer Geschäftserfahrung eines geringeren rechtlichen 
Schutzes bedürfen als Verbraucher. Es sind insbesondere Fragen zu Unter-
nehmen und Firma, Haftung bei Fortführung eines Unternehmen und seiner 
Firma, die Stellvertretung im Handelsrecht, die einzelnen Vertriebsmöglich-
keiten (Geschäftsmittler wie Handelsvertreter, Vertragshändler oder Franchi-
senehmer), Handelsbücher (Bilanzierung) sowie die jeweilige Verknüpfung 
des Handelsgesetzbuches mit den einzelnen Büchern des BGB zu erörtern. 
Das Gesellschaftsrecht betrifft die Frage nach der Entstehung einer Gesell-
schaft, ihrem Auftreten am Markt, insbesondere die Haftung der Gesellschaf-
ter für Verbindlichkeiten der Gesellschaft, sowie die Abwicklung (Liquidati-
on) einer Gesellschaft. 
 
2) Kapitalgesellschaftsrecht: 
Den ersten Teil der Vorlesung bildet eine ausführliche Darstellung zum 
Recht der Aktiengesellschaft. Diese Gesellschaftsform ist gesetzlich hoch-
gradig reguliert (manche sagen überreguliert). Das macht zwar das Ver-
ständnis etwas mühsam, aber man kann die meisten Fragen und Antworten 
am Gesetzestext festmachen. Im zweiten Teil der Vorlesung geht es dann um 
die GmbH, wo die gesetzliche Regelungsdichte viel geringer ist, so dass man 
weit mehr auf Rechtsprechung, Lehrmeinungen und Anleihen beim Aktien-
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recht angewiesen ist. Und zuletzt wird ein Überblick über das Konzern- und 
Umwandlungsrecht gegeben. 
 
3) Recht der Unternehmensnachfolge: 
Die Veranstaltung hat das (mitunter delikate) Verhältnis von Gesellschafts-
recht und Erbrecht zum Gegenstand. In einem ersten Teil geht es um die 
relativ unproblematische Vererbbarkeit und Fortführung des einzelkaufmän-
nisch geführten Handelsgeschäfts. Der zweite Teil der Vorlesung ist der 
Nachfolge in Anteile an einer Personengesellschaft sowie den Rechtswir-
kungen der in diesem Zusammenhang gebräuchlichen gesellschaftsvertragli-
chen Gestaltungen gewidmet. Abschließen wird die Vererbung von Kom-
manditanteilen und Anteilen an Kapitalgesellschaften behandelt.  

Lehrformen: Vorlesungen 
Teilnahmevorauss.: keine 
Prüfungsformen: Modulprüfung gem. § 18 (300 minütige Abschlussklausur) 
Notenvergabe: Note Abschlussklausur 

 
 
2. Pflichtmodul 2 (P 2): Steuerrecht 
 

Modultitel Pflichtmodul 2 (P 2) - Steuerrecht 
Modulbeauftragter N.N. 
 Arbeits-

aufwand 
 
480 Stun-
den 

Leistungs-
punkte 
 
16 

Studien-
semester 
 
2 

Häufigkeit 
des Angebots 
 
jährlich 

 

Lehrveranstaltungen Kontakt-
zeiten 

Selbst-
studium 

Leistungs-
punkte 

Einführung in das Steuer-
recht 

1 SWS/11,25h 48,75h 2 LP (=60h) 

Einkommensteuerrecht 2 SWS/22,5h 97,5h 4 LP(=120h) 

Aufwand/Leistungspunkte 

Unternehmensteuerrecht 2 SWS/22,5h 97,5 4 LP(=120h) 

 Umsatzsteuerrecht 1 SWS/11,25 48,75h 2 LP (=60h) 

 Steuerverfahrensrecht 2 SWS/22,5h 97,5h 4 LP(=120h) 

Lernergebnisse/-ziele: Erwerb der für die Praxis elementaren Kenntnisse im Steuerrecht. 
Inhalte: Einführung in das Steuerrecht: 

Hier werden die verfassungsrechtlichen, ökonomischen und systematischen 
Grundlagen des Steuerrechts behandelt. Sodann wird ein Überblick über das 
Steuersystem, die Steuerarten und die Funktionsweise der wichtigsten Steu-
ern gegeben.  
 
Einkommensteuerrecht: 
Das Einkommensteuerrecht bildet den wichtigsten Grundpfeiler der Ertrags-
besteuerung. Deshalb wird ihm eine eigene Veranstaltung gewidmet. Darin 
geht es zunächst um die Grundlagen des Einkommensteuerrechts, Steuersub-
jekt und -objekt, Bemessungsgrundlage und Tarif, objektives und subjektives 
Nettoprinzip. Sodann werden die einzelnen Einkunftsarten behandelt. Der 
Schwerpunkt liegt hier auf den Einkünften aus Gewerbebetrieb. 
 
Unternehmensteuerrecht: 
Der Kurs über das Unternehmenssteuerrecht behandelt im Einzelnen die 
Besteuerung von Einzelkaufmann, Personengesellschaft und Kapitalgesell-
schaft. Neben der Einkommensteuer sind hier Körperschaftsteuer und Ge-
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werbesteuer von Bedeutung. Es werden sowohl Fragen des laufenden Be-
triebs als auch Probleme der Umstrukturierung und der Unternehmensnach-
folge behandelt. In diesem Zusammenhang wird auch auf das Umwandlungs-
teuerrecht eingegangen.  
 
Umsatzsteuerrecht: 
Ziel der Veranstaltung ist es, über alle relevanten Strukturfragen des Umsatz-
steuerrechts zu unterrichten. Den Schwerpunkt bildet die Besteuerung der 
Lieferungen und sonstigen Leistungen, aber auch Einfuhr und innergemein-
schaftlicher Erwerb spielen in dem Kurs eine bedeutende Rolle, da die inter-
nationalen Verflechtungen im Wirtschaftsverkehr immer bedeutsamer wer-
den. 
 
Steuerverfahrensrecht: 
Das Steuerverfahrensrecht bildet die Grundvoraussetzung für das Funktionie-
ren des materiellen Steuerrechts. Die Vorgaben von AO und FGO sind für 
alle Steuerarten und insbesondere auch für die Unternehmensbesteuerung 
von maßgeblicher Bedeutung. Gerade in den letzten Jahren ist eine Diskussi-
on über einen effektiven und gleichheitskonformen Vollzug entbrannt, deren 
Hintergründe genauer beleuchtet werden sollen. 

Lehrformen: Vorlesungen 
Teilnahmevorauss.: keine 
Prüfungsformen: Modulprüfung gem. § 18 (300 minütige Abschlussklausur) 
Notenvergabe: Note Abschlussklausur 

 
 
3. Pflichtmodul 3 (P 3): Gewerblicher Rechtsschutz 
 

Modultitel Pflichtmodul 3 (P 3) - Gewerblicher Rechtsschutz 
Modulbeauftragter N.N. 
 Arbeits-

aufwand 
 
360 Stun-
den 

Leistungs-
punkte 
 
12 

Studien-
semester 
 
2 

Häufigkeit 
des Angebots 
 
jährlich 

 

Lehrveranstaltungen Kontakt-
zeiten 

Selbst-
studium 

Leistungs-
punkte 

Wettbewerbsrecht 2 SWS/22,5h 97,5 4 LP(=120h) 

Kartellrecht 2 SWS/22,5h 97,5 4 LP(=120h) 

Aufwand/Leistungspunkte 

Urheberrecht 2 SWS/22,5h 97,5 4 LP(=120h) 

Lernergebnisse/-ziele: Erwerb der für die Praxis elementaren Kenntnisse im Bereich Gewerblicher 
Rechtsschutz. 

Inhalte: Wettbewerbsrecht: 
Das Wettbewerbsrecht ist darauf gerichtet, bestimmte geschäftliche Hand-
lungen für unzulässig zu erklären und Rechtsfolgen für die Verfolgung ein-
zelner Wettbewerbsverstöße zu gewähren. Hierbei stellen sich insbesondere 
Fragen wie nach der Zulässigkeit bestimmter Werbeinhalte (z. B. Irrefüh-
rung, Vergleichende Werbung etc.). und bestimmter Werbemaßnahmen 
(Werbung per Telefonanruf oder E-Mail).  
 
Kartellrecht:  
Das Kartellrecht soll die Handlungsspielräume wirtschaftlich mächtiger 
Unternehmen im Interesse der Aufrechterhaltung wirksamen Wettbewerbs 
beschränken. Es untersagt deshalb unter bestimmten Voraussetzungen be-
stimmte Verhaltensweisen wie die Absprache von Preisen zwischen zwei 
Unternehmen.  
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Urheberrecht:  
Das Urheberrecht schützt die geistige Leistung und gewährt dem Urheber 
vielfache Ansprüche gegen Rechtsverletzer und gewinnt in der Informati-
onsgesellschaft immer größere Bedeutung. Neben einer Einführung in die 
Materie werden die Voraussetzungen des Urheberrechtsschutzes (Werkbeg-
riff, Urheberschaft), der Schutzumfang (Urheberpersönlichkeitsrecht, Ver-
wertungsrecht), die Grenzen des Schutzes (Schutzdauer, Schrankenregelun-
gen), die verwandten Schutzrechte und die Grundzüge des Urhebervertrags-
rechts besprochen. 

Lehrformen: Vorlesungen 
Teilnahmevorauss.: keine 
Prüfungsformen: Modulprüfung gem. § 18 (300 minütige Abschlussklausur) 
Notenvergabe: Note Abschlussklausur 

 
 
4. Wahlpflichtmodul 1 (W 1): Bilanz- und Bilanzsteuerrecht 

 
Modultitel: Wahlpflichtmodul 1 (W 1) - Bilanz- und Bilanzsteuerrecht 
Modulbeauftragter N.N. 
 Arbeits-

aufwand 
 
240 Stun-
den 

Leistungs-
punkte 
 
8 LP 

Studien-
semester 
 
2 

Häufigkeit 
des Angebots 
 
jährlich 

 

Lehrveranstaltungen Kontakt-
zeiten 

Selbst-
studium 

Leistungs-
punkte 

Bilanzrecht  2 SWS/22,5h 97,5 4 LP(=120h) 

Aufwand/Leistungspunkte 

Bilanzsteuerrecht 2 SWS/22,5h 97,5 4 LP(=120h) 

Lernergebnisse/-ziele: Erwerb der für die Praxis elementaren Kenntnisse im Bereich Bilanz- und 
Bilanzsteuerrecht. 

Inhalte: Bilanzrecht: 
In der Vorlesung werden zunächst die Grundbegriffe und das Grundgerüst 
des unternehmerischen Jahresabschlusses aufgezeigt, gefolgt von einer kur-
zen Einführung in die Buchführung. Im Hauptteil der Vorlesung werden 
anschließend die wesentlichen Inhalte der deutschen HGB-Bilanzregeln und 
der internationalen Rechnungslegungsstandards dargestellt und miteinander 
verglichen. Und zuletzt gibt es noch einen Überblick über das Konzernbi-
lanzrecht. 
 
Steuerbilanzrecht:  
Das Recht der steuerlichen Gewinnermittlung ist derzeit stark im Umbruch. 
Europäische und nationale Bemühungen zur Reform des Steuerbilanzrechts 
sind in vollem Gange. In dem Kurs wird es darum gehen, die Grundzüge der 
für das gesamte Unternehmensrecht bedeutsamen Materie aufzuzeigen. Es 
wird in die Begriffe der Bilanzierung eingeführt. An praktischen Beispielen 
wird die Technik der Buchführung veranschaulicht. So soll der Teilnehmer 
lernen, den Kern der steuerlichen Gewinnermittlung in praxistauglicher Form 
zu erfassen. 

Lehrformen: Vorlesungen 
Teilnahmevorauss.: keine 
Prüfungsformen: Modulprüfung gem. § 18 (300 minütige Abschlussklausur) 
Notenvergabe: Note Abschlussklausur 
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5. Wahlpflichtmodul 2 (W 2): Internationales Wirtschaftsrecht 
 

Modultitel: Wahlpflichtmodul 2 (W 2) - Internationales Wirtschaftsrecht 
Modulbeauftragter N.N. 
 Arbeits-

aufwand 
 
240 Stun-
den 

Leistungs-
punkte 
 
8 LP 

Studien-
semester 
 
2 

Häufigkeit 
des Angebots 
 
jährlich 

 

Lehrveranstaltungen Kontakt-
zeiten 

Selbst-
studium 

Leistungs-
punkte 

Internationales Unter-
nehmensteuerrecht 

2 SWS/22,5h 97,5 4 LP(=120h) 

Aufwand/Leistungspunkte 

Internationales Gesell-
schaftsrecht 

2 SWS/22,5h 97,5 4 LP(=120h) 

Lernergebnisse/-ziele: Erwerb der für die Praxis im Bereich Internationales Gesellschafts- und 
Steuerrecht elementaren Kenntnisse. 

Inhalte: Internationales Unternehmensteuerrecht: 
Nicht zuletzt ist das Internationale Unternehmensteuerrecht zu nennen. Zum 
einen geht es um das Recht zur Vermeidung der Doppelbesteuerung. Hier 
werden die Grundzüge und Prinzipien der geltenden DBA behandelt. Zum 
zweiten wird das immer wichtiger werdende Europäische Steuerrecht thema-
tisiert. Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zur Unterneh-
mensbesteuerung hat in den letzten Jahren stark an Umfang und Dichte zu-
genommen. Ohne Kenntnis der verästelten Dogmatik der Grundfreiheiten in 
diesem Bereich kommt kein Steuerrechtler mehr aus. 
 
Internationales Gesellschaftsrecht: 
Die Lehrveranstaltung hat folgende Schwerpunkte: (1) Vergleichendes Ge-
sellschaftsrecht, wobei vor allem ein Blick auf die großen europäischen 
Nachbarländer sowie auf das US-amerikanische Recht geworfen wird; (2) 
die Harmonisierung des Gesellschaftsrechts in Europa, vor allem durch 
Richtlinien; (3) Gesellschafts- und Verbandsformen auf gesamteuropäischer 
Rechtsgrundlage, wie insbesondere die Europäische Aktiengesellschaft (SE) 
aber auch andere mehr; (4) die Niederlassungsfreiheit der Gesellschaften in 
Europa. 

Lehrformen: Vorlesungen 
Teilnahmevorauss.: keine 
Prüfungsformen: Modulprüfung gem. § 18 (300 minütige Abschlussklausur) 
Notenvergabe: Note Abschlussklausur 
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6. Wahlpflichtmodul 3 (W 3): Wirtschafts- und Steuerstrafrecht 
 

Modultitel: Wahlpflichtmodul 3 (W 3) - Wirtschafts- und Steuerstrafrecht 
Modulbeauftragter N.N. 
 Arbeits-

aufwand 
 
240 
Stunden 

Leistungs-
punkte 
 
8 LP 

Studien-
semester 
 
2 

Häufigkeit 
des Angebots 
 
jährlich 

 

Lehrveranstaltungen Kontakt-
zeiten 

Selbst-
studium 

Leistungs-
punkte 

Wirtschaftsstrafrecht 2 SWS/22,5h 97,5 4 LP(=120h) 

Aufwand/Leistungspunkte 

Steuerstrafrecht 2 SWS/22,5h 97,5 4 LP(=120h) 

Lernergebnisse/-ziele: Erwerb der für die Praxis des Wirtschafts- und Steuerrechts elementaren 
Kenntnisse. 

Inhalte: Wirtschaftsstrafrecht: 
Nach einer kurzen Darstellung der allgemeinen Prinzipien werden die straf-
rechtlichen Risiken behandelt, die der Unternehmensleitung durch die 
Organisation der Arbeitsabläufe und die Delegation von Aufgaben im 
Unternehmen drohen. Die Erörterung der individuellen strafrechtlichen 
Haftung wird ergänzt durch die Beschreibung der Konsequenzen strafbarer 
Handlungen für das Unternehmen als solches, insbesondere die Sanktio-
nen, die im Falle delinquenten Verhaltens der Mitarbeiter und der Lei-
tungspersonen gegen das Unternehmen verhängt werden können. Vor die-
sem Hintergrund werden die besonderen wirtschaftsstrafrechtlichen Risi-
kobereiche behandelt und die einschlägigen Straf- und Bußgeldtatbestände, 
die unlauteres Verhalten etwa bei der Kapitalbeschaffung, der Führung der 
Geschäfte des Unternehmens, der Darstellung der Unternehmensverhältnis-
se und in der wirtschaftlichen Krise sanktionieren, dargestellt und erläutert. 
Eingegangen wird auf die Bedeutung der „klassischen“ wirtschaftsstraf-
rechtlichen Tatbestände Betrug und Untreue sowie deren Vorfeldtatbestän-
de, das Kapitalmarktstrafrecht, das Insolvenz- und Bilanzstrafrecht, das 
Strafrecht des unlauteren Wettbewerbs, das deutsche und europäische Kar-
tellordnungswidrigkeitenrecht und das Außenwirtschaftsstrafrecht. 
 
Steuerstrafrecht: 
In dieser Vorlesung werden folgende Inhalte behandelt: Tatbestand der 
Steuerhinterziehung mit Grundzügen des Steuerrechts; Täterschaft und 
Teilnahme, Versuch und Verjährung der Steuerhinterziehung; strafbefrei-
ende Selbstanzeige; Steuerordnungswidrigkeiten; Grundzüge des steuer-
strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens (Organe des Ermittlungsverfahrens, 
ihre Funktionen, Aufgaben und Befugnisse, das Verhältnis der einzelnen 
Organe zueinander); Grundzüge des Verhältnisses des Steuer- und Steuer-
strafverfahrens. Sanktionen des Steuerstrafrechts 

Lehrformen: Vorlesungen 
Teilnahmevorauss.: keine 
Prüfungsformen: Modulprüfung gem. § 18 (300 minütige Abschlussklausur) 
Notenvergabe: Note Abschlussklausur 
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7. Wahlpflichtmodul 4 (W 4): Streitbeilegung und Mediation 
 

Modultitel: Wahlpflichtmodul 4 (W 4) - Streitbeilegung und Mediation 
Modulbeauftragter N.N. 
 Arbeits-

aufwand 
 
240 Stun-
den 

Leistungs-
punkte 
 
8 LP 

Studien-
semester 
 
2 

Häufigkeit 
des Angebots 
 
jährlich 

 

Lehrveranstaltungen Kontakt-
zeiten 

Selbst-
studium 

Leistungs-
punkte 

Grundlagen der Mediati-
on 

2 SWS/22,5h 97,5 4 LP(=120h) 

Aufwand/Leistungspunkte 

Praxis der Streitbeilegung 2 SWS/22,5h 97,5 4 LP(=120h) 

Lernergebnisse/-ziele: Erwerb der für die Praxis der Streitbeilegung und Mediation elementaren 
Kenntnisse. 

Inhalte: Grundlagen der Mediation:  
Die Mediation wird auch durch die Europäische Richtlinie zu einem Stan-
dard der Konfliktlösung. Die Mandanten des Rechtsanwalts und des Steuer-
beraters erwarten daher zu Recht zunehmend nicht nur eine Beratung in rein 
rechtlicher oder steuerlicher Hinsicht, sondern auch ein optimales Konflikt-
management, das die wirklichen Interessen berücksichtigt. Als Konfliktlö-
sungsmöglichkeit wird hier zunehmend die Mediation genannt, denn insbe-
sondere wirtschaftlich, rechtlich und steuerlich komplexe Konflikte im Wirt-
schaftsrecht können im Rahmen der Mediation einer schnelleren und kosten-
günstigeren Lösung zugeführt werden. Der Kurs führt vor dem Hintergrund 
alternativer Konfliktbeilegungsverfahren in Grundsätze, Ziele und den Auf-
bau von Mediation ein. Es wird das Phasenmodell der Mediation vermittelt 
und die Spezifik von Aufgabenstellung, Sprachgebrauch und Kommunikati-
on in den verschiedenen Phasen beleuchtet. Was verbirgt sich hinter den 
Grundlagen der Entscheidungsfindung in der Mediation? Wie soll beispiels-
weise die Akzeptanz subjektiver Wirklichkeitssichten eine Wertschöpfung 
auf Prozess- und Inhaltsebene möglich machen? 
 
Praxis der Streitbeilegung: 
Das Modul „Praxis der Streitbeilegung“ baut auf dem Modul „Grundlagen 
der Mediation“ auf und vertieft die dort vermittelten theoretischen Kenntnis-
se durch Videovorführungen, Rollenspiele und Übungen anhand praktischer 
Fälle der Dozenten. 
 
Die 5 Phasen der Mediation 
1. Vorbereitung und Abschluss eines Mediationskontraktes 
2. Zur Verhandlung anstehende Regelungspunkte  
3. Erweiterung und Umwandlung der Streitpunkte sowie Entwicklung neuer 

Optionen 
4. Vorbereitung und Entwurf der Mediationsvereinbarung 
5. Inkrafttreten der Vereinbarung, Durchführung und regelmäßige Überprü-

fung 
werden ausführlich behandelt. 

Lehrformen: Vorlesungen 
Teilnahmevorauss.: keine 
Prüfungsformen: Modulprüfung gem. § 18 (300 minütige Abschlussklausur) 
Notenvergabe: Note Abschlussklausur 
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Anlage 2 (zu § 12 Abs. 3): Studienverlaufspläne 
 
Der Masterstudiengang „Unternehmens- und Steuerrecht“ hat einen Umfang von 338 Unterrichtsstunden, die auf 
zwei oder vier Semester verteilt werden können. In 15 Veranstaltungen werden insgesamt drei Pflicht- und vier 
Wahlpflichtmodule behandelt; von den Wahlpflichtmodulen müssen zwei belegt werden. Sowohl die Module als 
auch die Veranstaltungen innerhalb der jeweiligen Module bauen ganz überwiegend nicht aufeinander auf. Sie 
können daher in beliebiger Reihenfolge belegt werden. Im dritten bzw. fünften Semester wird die Masterarbeit 
geschrieben.  
 
Hieraus ergeben sich folgende mögliche Studienverläufe: 
 
a) Vollzeit- oder Teilzeitstudium (3 Semester) 
 

Beginn zum Sommersemester 

Modul Veranstaltung/Inhalt 

Semesterwochenstunden 
(SWS)  
und  
Leistungspunkte (LP) 

1. Semester 
P 1 Handels- und Gesellschaftsrecht  (3 SWS - 6 LP) 
P 1 Kapitalgesellschaftsrecht (3 SWS - 6 LP) 
P 2 Einführung in d. Steuerrecht  (1 SWS - 2 LP) 
P 2 Steuerverfahrensrecht  (2 SWS - 4 LP) 
P 3 Kartellrecht (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
2. Semester 
P 1 Recht der Unternehmensnachfolge (2 SWS - 4 LP) 
P 2 Einkommensteuerrecht (2 SWS - 4 LP) 
P 2 Unternehmensteuerrecht  (2 SWS - 4 LP) 
P 2 Umsatzsteuerrecht  (1 SWS - 2 LP) 
P 3 Wettbewerbsrecht  (2 SWS - 4 LP) 
P 3 Urheberrecht  (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
3. Semester 
 Masterarbeit, mündliche Prüfung 30 LP 
Gesamt 90 LP 

 
Beginn zum Wintersemester 

Modul Veranstaltung/Inhalt 

Semesterwochenstunden 
(SWS)  
und  
Leistungspunkte (LP) 

1. Semester 
P 1 Recht der Unternehmensnachfolge (2 SWS - 4 LP) 
P 2 Einkommensteuerrecht (2 SWS - 4 LP) 
P 2 Unternehmensteuerrecht  (2 SWS - 4 LP) 
P 2 Umsatzsteuerrecht  (1 SWS - 2 LP) 
P 3 Wettbewerbsrecht  (2 SWS - 4 LP) 
P 3 Urheberrecht  (2 SWS - 4 LP) 
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W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
2. Semester 
P 1 Handels- und Gesellschaftsrecht (3 SWS - 6 LP) 
P 1 Kapitalgesellschaftsrecht (3 SWS - 6 LP) 
P 2 Einführung in d. Steuerrecht  (1 SWS - 2 LP) 
P 2 Steuerverfahrensrecht (2 SWS - 4 LP) 
P 3 Kartellrecht (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
3. Semester 
 Masterarbeit, mündliche Prüfung 30 LP 
Gesamt 90 LP 

 
 

b) Teilzeitstudium (5 Semester) 
 

Beginn zum Sommersemester 

Modul Veranstaltung/Inhalt 

Semesterwochenstunden 
(SWS)  
und  
Leistungspunkte (LP) 

1. Semester 
P 1 Handels- und Gesellschaftsrecht  (3 SWS - 6 LP) 
P 2 Einführung in d. Steuerrecht  (1 SWS - 2 LP) 
P 2 Steuerverfahrensrecht  (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
2. Semester 
P 2 Einkommensteuerrecht (2 SWS - 4 LP) 
P 2 Umsatzsteuerrecht (2 SWS - 4 LP) 
P 3 Wettbewerbsrecht  (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
3. Semester 
P 1 Kapitalgesellschaftsrecht (3 SWS - 6 LP) 
P 3 Kartellrecht (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
4. Semester 
P 1 Recht der Unternehmensnachfolge (2 SWS - 4 LP) 
P 2 Unternehmensteuerrecht (1 SWS - 2 LP) 
P 3 Urheberrecht  (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
5. Semester 
 Masterarbeit, mündliche Prüfung 30 LP 
Gesamt 90 LP 
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Beginn zum Wintersemester 

Modul Veranstaltung/Inhalt 

Semesterwochenstunden 
(SWS)  
und  
Leistungspunkte (LP) 

1. Semester 
P 2 Einkommensteuerrecht (2 SWS - 4 LP) 
P 2 Umsatzsteuerrecht  (1 SWS - 2 LP) 
P 3 Wettbewerbsrecht  (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
2. Semester 
P 1 Handels- und Gesellschaftsrecht (3 SWS - 6 LP) 
P 2 Einführung in d. Steuerrecht  (1 SWS - 2 LP) 
P 2 Steuerverfahrensrecht (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
3. Semester 
P 1 Recht der Unternehmensnachfolge (2 SWS - 4 LP) 
P 2 Unternehmensteuerrecht  (2 SWS - 4 LP) 
P 3 Urheberrecht  (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
4. Semester 
P 1 Kapitalgesellschaftsrecht (3 SWS - 6 LP) 
P 3 Kartellrecht (2 SWS - 4 LP) 
W  nach Wahl (2 SWS - 4 LP) 
5. Semester 
 Masterarbeit, mündliche Prüfung 30 LP 
Gesamt 90 LP 
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Diese Diploma Supplement-Vorlage wurde von der Europäischen Kommission, dem Europarat 
und UNESCO/CEPES entwickelt. Das Diploma Supplement soll hinreichende Daten zur Verfü-
gung stellen, die die internationale Transparenz und angemessene akademische und berufliche 
Anerkennung von Qualifikationen (Urkunden, Zeugnisse, Abschlüsse, Zertifikate, etc.) verbessern. 
Das Diploma Supplement beschreibt Eigenschaften, Stufe, Zusammenhang, Inhalte sowie Art des 
Abschlusses des Studiums, das von der in der Originalurkunde bezeichneten Person erfolgreich 
abgeschlossen wurde. Die Originalurkunde muss diesem Diploma Supplement beigefügt werden. 
Das Diploma Supplement sollte frei sein von jeglichen Werturteilen, Äquivalenzaussagen oder 
Empfehlungen zur Anerkennung. Es sollte Angaben in allen acht Abschnitten enthalten. Wenn 
keine Angaben gemacht werden, sollte dies durch eine Begründung erläutert werden. 

Diploma Supplement 
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3. ANGABEN ZUR EBENE DER QUALIFIKATION 
 
3.1 Ebene der Qualifikation 
  akademischer Abschluss 
 
3.2 Dauer des Studiums (Regelstudienzeit) 
  3 Semester (1,5 Jahre) bei einem Studium in Vollzeit 
  5 Semester (2,5 Jahre) bei einem Studium in Teilzeit 
 
3.3 Zugangsvoraussetzungen 

  Abgeschlossenes berufsqualifizierendes rechts- oder wirtschaftswissenschaftliches Hochschulstudium 
 
 
4. ANGABEN ZUM INHALT UND ZU DEN ERZIELTEN ERGEBNISSEN 
 
4.1 Studienform 

 Vollzeit oder Teilzeit 
 
4.2 Anforderungen des Studiengangs/Qualifikationsprofil des Absolventen/der Absolventin 

Der stärker anwendungsorientierte nichtkonsekutive Masterstudiengang verfolgt das Ziel, Juristinnen 
und Juristen mit dem ersten oder zweiten Staatsexamen sowie Absolventinnen und Absolventen fach-
naher Studiengänge wirtschafts- und steuerrechtliche Kenntnisse in einer an die Bedürfnisse der juristi-
schen Beratungspraxis angepassten Weise zu vermitteln und zu vertiefen. Er befähigt/qualifiziert insbe-
sondere zu einer beruflichen Verwendung in Unternehmen und/oder speziell wirtschaftsrechtlich ausge-
richteten Kanzleien. 
Der Studiengang wird als Ein-Fach-Studium in Voll- oder Teilzeit angeboten und gliedert sich in 3 
Pflicht- und 2 Wahlpflichtmodule. Auf der Basis juristischer Vorkenntnisse, die in der Regel aus in ei-
nem vorangegangenen juristischen oder wirtschaftswissenschaftlichen Studium stammen, wurden ver-
tiefte Kenntnisse und Anwendungsfertigkeiten auf folgenden Gebieten obligatorisch vermittelt: (a) 
Handels- und Gesellschaftsrecht, (b) Steuerrecht, (c) Gewerblicher Rechtsschutz; nach Wahl des Studie-
renden fakultativ in (a) Bilanz- und Bilanzsteuerrecht, (b) Internationales Wirtschaftsrecht, (c) Wirt-
schafts- und Wirtschaftsstrafrecht und/oder (d) Streitbeilegung und Mediation. 

 
4.3 Angaben zum Studiengang 

Siehe „Prüfungszeugnis“ für die Einzelheiten des Studiengangs und über die Art der Prüfungen (schrift-
lich oder mündlich) und das Thema der schriftlichen Abschlussarbeit. 

4.4 Notensystem und Hinweise zur Vergabe von Noten 
Generelles Notenschema siehe Abschnitt 8.6 

 
4.5 Gesamtnote 
 
 
5. ANGABEN ZUR FUNKTION DER QUALIFIKATION 
 
5.1 Zugang zu weiterführenden Studien 
  Promotion 

5.2 Beruflicher Status 
Der Master of Laws (LL.M.) in Unternehmens- und Steuerrecht stellt einen weiterqualifizierenden aka-
demischen Abschluss dar, der für eine berufliche Verwendungen in Unternehmen oder speziell wirt-
schaftsrechtlich ausgerichteten Kanzleien befähigt. 
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6. WEITERE ANGABEN 
 
6.1 Weitere Angaben 
 
 
6.2 Informationsquellen für ergänzende Angaben 

 Im Internet unter: www.uni-potsdam.de 
  Über den Studiengang: [N.N.] 
  Für Informationen über das deutsche Hochschulsystem siehe auch Abschnitt 8.8 
 
 
7. ZERTIFIZIERUNG 

Dieses Diploma Supplement nimmt Bezug auf folgende Original-Dokumente: 
Urkunde über die Verleihung des Grades Master of Laws (LL.M.) vom [Datum] 
Prüfungszeugnis vom [Datum] 
Transcript vom [Datum] 

 
 
 

  Datum der Zertifizierung: ___________________________________ 
   Vorsitzender des Prüfungsausschusses 

  
 
 
(Offizieller Stempel/Siegel) 
 
 

8. ANGABEN ZUM NATIONALEN HOCHSCHULSYSTEM: Deutschland 
Die Informationen über das nationale Hochschulsystem auf den folgenden Seiten geben Auskunft über den 
Grad der Qualifikation und den Typ der Institution, die sie vergeben hat. (Die Aufnahme dieser Information 
in die jeweilige Ordnung ist nicht erforderlich. Diese wird standardmäßig durch das Prüfungsamt ausgehän-
digt.) 


